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Editorial

Weltweit gerät derzeit das demokratische Herrschaftsmodell zunehmend in eine Bewährungs-
probe. Populistische Strömungen und autoritäre Angebote sehr unterschiedlicher Art sind im 
Aufwind, „fake news“ beeinflussen öffentliche Debatten, die Trumps und Putins, Orbáns und 
Xis, auch die Weidels und Höckes lassen grüßen. Wahrheit, Transparenz und Kritik, verstanden 
als intellektuelles Orientierungsmuster, sieht mancher in der Defensive. Die „Demokratische 
Geschichte“, seit 1986 „auf dem Markt“, hält gegen. 

Wie wir finden, auch in diesem Jahr wieder mit einem Potpourri sehr spannender histori-
scher Beiträge: Drei Aufsätze lassen sich dem demokratischen Laboratorium der Weimarer 
Republik zuordnen, vier widmen sich neben einer Vereinszeitung markanten schleswig-hol-
steinischen Repräsentanten von Wissenschaft und Kultur in der NS-Zeit, ein Beitrag betrachtet 
die Minderheitenpolitik, drei die aktuelle Erinnerungskultur und schließlich zwei Texte gelten 
geschichtsdidaktischen Innovationen. 

Im Übrigen profitieren wir in dieser Ausgabe von einer besonders innovativen Vortragsreihe 
im Historischen Lernort Neulandhalle im Dieksanderkoog aus dem Jahr 2024. Die Beiträge 
von Marcel Lepper, Marie-Theres Marx und Beate Meyer stellen Überarbeitungen ihrer Vor-
träge dar. – Eine Reise an diesen fernen Punkt an die südliche Westküste lohnt immer.

Zu den Beiträgen: 
Auf Initiative des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold wurde in Eutin 1927 der erste Gedenkstein 
in Deutschland für den zwei Jahre zuvor verstorbenen Reichspräsidenten Friedrich Ebert er-
richtet. Frank Petzold erinnert nicht nur an diese in der Stadt seinerzeit heftig umstrittene Ini-
tiative und an die Beseitigung des Gedenksteins durch die Nationalsozialisten 1933, sondern 
auch an den schwierigen Prozess der Neuerrichtung nach dem Ende der NS-Herrschaft, der bis 
1953 dauerte und den der Autor „Provinzposse“ nennt.

Mit besonderem Augenmerk auf Norddeutschland beleuchtet Michael Ruck das Wirken des 
in Lübeck geborenen und aufgewachsenen Berliner Verwaltungsjuristen Arnold Brecht (1884-
1977), der ein führender Protagonist einer territorialen „Reichsreform“ in der Weimarer Repu-
blik gewesen ist. Der Ministerialbeamte setzte sich beharrlich für eine Neugliederung des 
Deutschen Reiches in einigermaßen gleichgewichtige Länder bei gleichzeitiger Stärkung der 
Reichsgewalt ein. Dieses Reformkonzept erwies sich jedoch Anfang der 1930er Jahre als nicht 
durchsetzungsfähig.

Jürgen Markmann unterzieht in seinem Aufsatz die ersten Jahrzehnte der Geschichte des 
Hauses der Arbeiterwohlfahrt in Lübeck-Brodten von 1927 bis 1974 einer akribischen Unter-
suchung. Er bearbeitet dabei vor allen die Enteignung und Umgestaltung nach dem Macht-
antritt der Nationalsozialisten wie auch den komplizierten Rückgabeprozess nach 1945. 

„Pünktlich“ zum 125. Jubiläum der Kieler Sportvereinigung Holstein legt Hannes Jetter eine 
Studie über „Vereinszeitung der KSV Holstein als Spiegel der NS-Volksgemeinschaft“ vor. In 
dem Beitrag, beleuchtet der Autor ein wichtiges von Selbstgleichschaltung und weitgehend 
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reibungsloser Anpassung an nationalsozialistische Ideologie und sportpolitische Vorgaben ge-
prägtes Thema der lokalen Sportgeschichte.

Marcel Lepper setzt sich in seinem Beitrag aus einer literatur- und wissenschaftshistorischen 
Perspektive mit der Person Adolf Bartels auseinander. Dabei analysiert er nicht nur die zeit-
genössische Rezeption der Schriften von Bartels, sondern auch die Kontinuitäten ihrer Wir-
kung und die Neuauflagen seiner Werke in der Nachkriegszeit bis hin zur Gegenwart. Anhand 
von Bartels´ Texten arbeitet Lepper zudem zentrale rhetorische Strategien antisemitischer Lite-
raturgeschichtsschreibung heraus. Abschließend skizziert er auf der Grundlage von Forschun-
gen im Goethe- und Schiller-Archiv der Klassik Stiftung Weimar Bartels´ Vernetzung im völ-
kisch-antisemitischen Milieu und erörtert deren Nachwirkungen.

Marie-Theres Marx untersucht in ihrem Beitrag das kulturpolitische Wirken Alfred Kamphau-
sens, des ehemaligen Leiters des Dithmarscher Landesmuseums sowie Mitbegründers und 
Direktors des Schleswig-Holsteinischen Freilichtmuseums. Sie zeichnet Kamphausens Vernet-
zung innerhalb der Kulturlandschaft Schleswig-Holsteins nach und analysiert seine völkisch 
geprägten Vorstellungen von Museumsarbeit. Abschließend erörtert Marx Kamphausens Han-
deln nach 1945 und arbeitet dessen Ambivalenz zwischen Anpassung und Kontinuität heraus.

Der Beitrag von Robert Bohn beschäftigt sich mit den Karrieren von Kieler Prähistorikern, 
die ihren beruflichen Aufstieg der NS-Herrschaft und der Mitgliedschaft in der Partei sowie 
deren Organisationen, insbesondere dem SS-Ahnenerbe, zu verdanken hatten. Es geht auch 
um die Fortsetzung ihrer akademischen und beruflichen Karrieren nach 1945. Im Mittelpunkt 
der Betrachtungen steht dabei Herbert Jankuhn, der seit seiner vom SS-Ahnenerbe finanzier-
ten Grabungen in Haithabu als Protegé Heinrich Himmlers eine reichsweit führende Rolle in 
der archäologischen Forschung und im Wissenschaftsbetrieb erreichte. Sein und seiner Kieler 
Kollegen Wirken während der Zeit der NS-Herrschaft ist erst in jüngerer Zeit hinlänglich er-
forscht worden.

Im März 2025 jährten sich zum 70sten Mal die Bonn-Kopenhagener Regierungserklärungen 
über die Rechte der dänischen Minderheit in Schleswig-Holstein und der deutschen in Däne-
mark. Henrik Becker-Christensen, Historiker und ehemaliger dänischer Generalkonsul in 
Flensburg, rekapituliert in seinem Beitrag das Zustandekommen dieser bedeutenden politi-
schen Wegmarke und zeichnet die weitere Entwicklung bis in die Gegenwart nach. Er stellt 
dabei heraus, wie die 1955 getroffenen Regelungen in Schleswig-Holstein gelegentlich par-
tiell in Frage gestellt wurden – insbesondere in Bezug auf die politische Rolle des Südschles-
wigschen Wählerverbandes (SSW) –, bis schließlich 2013 das Landesverfassungsgericht ein 
völkerrechtlich bindendes Urteil dazu abgab. 

Dem erinnerungskulturellen Umgang mit der NS-Vergangenheit widmen sich die folgenden 
drei Aufsätze. Behördenforschung - so lautet der Fachjargon, wenn sich eine Institution auf den 
Weg macht, Rolle und Handeln wichtige seiner Protagonisten in der NS-Zeit zu durchleuchten. 
Zwei Beiträge in diesem Band dokumentieren zwei sehr unterschiedliche Ansätze dieser seit 
nunmehr zwei Jahrzehnten Konjunktur erlebenden Disziplin für den Kreis und die Stadt Pin-
neberg: Sebastian Lehmann-Himmels und Sebastian Lotto-Kusches umfassendes Gutachten 
nimmt die Biografie des Pinneberger Landrats Johann Justus Duvigneau unter eine eher fach-
wissenschaftliche Lupe und arbeitet dabei exemplarisch und (regionalgeschichtlich) einord-

nend die Verantwortung von Vertretern traditioneller Verwaltungseliten für die nationalsozia-
listische Gewaltherrschaft heraus.

Die Stadt Pinneberg nahm einen Konflikt um die „Bürgermeistergalerie“ im Rathaus zum 
Anlass, Uwe Danker als externen Historiker zu beauftragen, die Biografien von möglicherweise 
belasteten Bürgermeistern fachwissenschaftlich zu beleuchten und Vorschläge zum Umgang 
mit den Gemälden unterbreiten. Das Ergebnis, nämlich drei sehr unterschiedliche, gleichwohl 
mit Blick auf die NS-Vergangenheit charakteristische Kurzbiografien stellt er im Beitrag vor und 
macht zudem sowohl sein Vorgehen als auch die Empfehlungen zum weiteren Umgang damit 
transparent.

Wir alle kennen und stolpern über „Stolpersteine“ des Künstlers Gunter Demling. Inzwi-
schen sollen es 120.000 in Deutschland und anderswo sein. Zahllose örtliche Initiativen und 
Schulen, die in jeden Einzelfall die Biografie des oder der Verfolgten recherchieren, stehen für 
eine einzigartige erinnerungskulturelle Bewegung. Dennoch gibt es außer einigen medialen 
Beiträgen keine systematische Darstellung. Das Desiderat schließt unsere Autorin: Beate Mey-
er, seit langem eine der Hauptverantwortlichen des Projektes in Hamburg, schildert Geschich-
te und Kennzeichen der Stolpersteinverlegungen, blendet auch kritische Aspekte und Konflik-
te nicht aus und führt einige plastische Beispiele von Verlegungen in Hamburg und 
Schleswig-Holstein vor. Ein wirklich verdienstvoller Aufsatz.

Das Didaktische Forum enthält in diesem Jahr zwei sehr innnovative Beiträge. Paula Lorenz 
verknüpft in ihrem Beitrag die Freizeitaktivität des Geocachings mit historisch-politischer Bil-
dung. Aus geschichtsdidaktischer Perspektive erörtert sie die Chancen und Herausforderun-
gen historischen Lernens an authentischen Orten und stellt das Geocaching als innovativen 
Zugang zur Geschichtskultur vor. Anhand des Projekts „Geocachen auf den Pfaden der Dith-
marscher Demokratiegeschichte“, das in Kooperation mit der Partnerschaft für Demokratie 
Dithmarschen entstand, zeigt Lorenz abschließend dessen Beitrag zum außerschulischen his-
torischen Lernen auf.

Schließlich stellt Christina Sachs in ihrem Beitrag das digitale Vermittlungsprojekt „Licht.
Gestalten – Das Freilichtmuseum neu erzählt“ des Freilichtmuseums Molfsee vor und nimmt 
die Leserinnen und Leser mit auf einen Rundgang durch die Ausstellung. Der Beitrag präsen-
tiert in einer Bildreihe sowohl die elf digitalen Inszenierungen selbst als auch deren didakti-
sche Hintergründe, die die Autorin im Sinne einer reflektierenden Kontextualisierung erläu-
tert. Das Projekt zeigt beispielhaft die Potenziale der Digitalisierung für die museale 
Geschichtsvermittlung auf. 

Wir wünschen eine anregende Lektüre!

Intern wäre noch zu berichten, dass der geschätzte Kollege Jan Waitzmann aus der Redaktion 
ausgeschieden ist, weil er die Leitung des Erinnerungsortes Bückeburg in Niedersachsen über-
nommen hat und deshalb nachvollziehbar für eine schleswig-holsteinische Regionalpublika-
tion ausfällt. Wir wünschen ihm in seiner wichtigen neuen Rolle viel Erfolg.

Robert Bohn, Uwe Danker, Marie-Theres Marx, Jürgen Weber
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lagen jeweils sehr unterschiedliche Textentwürfe der Stadtverwaltung und der „Initiative 8. 
Mai“ vor, die nicht vermittelbar sind. Der Lösungsversuch: Ein externer Historiker möge die 
Berufsbiografien der Bürgermeister beleuchten und Vorschläge zum Umgang mit den Ge-
mälden unterbreiten. Die Wahl fiel auf den Autor.

Das Problem
Grundsätzlich ist die Bereitschaft der Pinnberger Akteure, die Hängung der Gemälde beizu-
behalten und die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Berufsbiografien der „Geehrten“ zu 
suchen, sehr zu begrüßen.1 Denn: Wer Bilder abhängt, Straßennamen ändert, Ehrungen wi-
derruft, sorgt durch diese im antiken Rom hin und wieder gewählte „damnatio memoriae“ – 
die Auslöschung der Erinnerung – dafür, dass eine kritische und möglicherweise auch lehr-
reiche Auseinandersetzung mit der Biografie einer Person unterbleibt oder jedenfalls nicht 
nahegelegt wird, was aus geschichtsdidaktischer Sicht abzulehnen ist. Nazis waren Nazis, die 
anderen waren es offenbar nicht: Schwarz-Weiß-Klischees haben noch nie vertieftes Verstehen 

1 � Siehe den Beitrag Uwe Danker: „damnatio memoriae“ oder historischer Abenteuerspielplatz? Ein 
pragmatischer Hinweis zum Umgang mit problematischen Straßennamen, in: Demokratische 32 (2023), 
S. 260–271.

Uwe Danker

Eine „Nazi-Galerie“?  
Drei Pinneberger Bürgermeister 
und der Nationalsozialismus. 
Heinrich Backhaus (1888–1943), 
Karl Coors (1896–1958) und  
Henry Glissmann (1898–1966) 

1. Einleitung 

Der Konflikt

Bei den hier publizierten berufsbiografischen Skizzen zu den drei ehemaligen Pinneberger 
Bürgermeistern Heinrich Backhaus (1888–1943, BM 1933–1937), Karl Coors (1896–1958, BM 
1937–1945) und Henry Glissmann (1898–1966, BM 1949–1963) handelt es sich um eine 
Auftragsarbeit für die Stadt Pinneberg. Auslöser war ein öffentlichkeitswirksamer Konflikt um 
die Bürgermeistergalerie im Rathaus: Die Pinneberger „Initiative 8. Mai“ kritisierte die kom-
mentarlose Hängung der Bilder von Coors und Glissmann, obwohl sie ehemals NSDAP-Mit-
glieder waren und es Hinweise auf möglicherweise problematische Rollen in der NS-Zeit gebe. 

Am 14. Mai 1969 hatte der Magistrat der Stadt beschlossen, „Gemälde der früheren Bürger-
meister Henry Glissmann und Karl Coors“ in Auftrag zu geben. Weiter hieß es im Beschluss: 
„Von der Anfertigung von Gemälden der weiteren Verwaltungschefs aus früherer Zeit soll ab-
gesehen werden.“ Gemeint war damit 1969 offenbar Zweierlei: Man wollte ausdrücklich nicht 
NS-Bürgermeister Backhaus in die Galerie aufnehmen, woraus geschlossen werden kann, dass 
Coors und Glissmann mit dieser Auswahl eine Ehrung zukommen sollte. Nach dem Anstoß 
durch die „Initiative 8. Mai“ befassten sich 2023 und 2024 auf Antrag der SPD-Fraktion Aus-
schüsse der Pinneberger Ratsversammlung mit den Gemälden, parallel gab es ein massives 
mediales Echo: Von einer „Nazi-Galerie im Rathaus“ schrieb das Hamburger Abendblatt 
(30.4.2024), das Pinneberger Tageblatt von einer „NS-Galerie“ (6.5.2024); beide Blätter be-
richteten mehrfach ausführlich über den Fortgang des Konfliktes. 

Markant an diesem Fall ist, dass anders als in vielen anderen Städten nicht ernsthaft über 
das einfache Abhängen der Ölgemälde, sondern über ergänzende informative Tafeln diskutiert 
wurde. Und: Ausgerechnet die „Initiative 8. Mai“ brachte Vorschlag ein, auch den ersten NS-
Bürgermeister Backhaus mit Abbildung und kritischen Informationen zu „würdigen“. Am Ende 

Berichtsantrag der SPD-Ratsfraktion vom 31.8.2023.
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erzeugt, Grautöne, die auch das Leben unserer Vorfahren in der NS-Volksgemeinschaft mit-
bestimmten, werden ausgeblendet. 

Und dabei führen Fragen nach persönlicher Verstrickung in das NS-Unrecht, nach individu-
eller Schuld und Verantwortung, nach Handlungsspielräumen und Entscheidungen Einzelner 
zu sehr vielen und durchaus unterschiedlichen Verhaltensweisen auch unter den Bedingungen 
der NS-Zustimmungsdiktatur. Bürgermeister waren institutionell betrachtet natürlich lokale 
Herrschaftsträger; das galt auch für den Leitenden Beamten und Besatzungsakteur Glissmann, 
der ab 1950 eine legendäre Bürgermeisterkarriere hinlegen sollte. Aber die Amtsinhaber  

Ausrisse aus der breiten Medienberichterstattung. Hier das Hamburger Abendblatt vom 13.3.2024 und 
das Pinneberger Tageblatt vom 24.6.2024.

Die Steine des Anstoßes: die Bürgermeistergalerie mit den unkommentiert hängenden Gemälden von 
Coors (links) und Glissmann (rechts). (Bildnachweis: Tieneke Aden)
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2. Heinrich Backhaus (1888–1943) 

2 � Quellen zur Biografie von Heinrich Backhaus: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus (400 S.); StadtA 
Pinneberg, „Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935 (36 S.) (QUELLE 3); Pinnberger Tageblatt, 
Ausgaben vom 24.1.1934, 5.12.1934, 22.7.1935 (Basierend auf Recherche und Wiedergabe von 
Johannes Seifert, s. u.).

  �  Literatur: Johannes Seifert: Pinneberg zur Zeit des Nationalsozialismus, Pinneberg 2000/2014; Sebastian 
Lehmann: Kreisleiter der NSDAP in Schleswig-Holstein. Lebensläufe und Herrschaftspraxis einer 
regionalen Elite, Bielefeld 2007; Johannes Seifert: Stadtwerke Pinneberg 1933–1945, in: Geschichts-
werkstatt VHS Pinneberg: Pinneberg 1945, Pinneberg 1996, S. 138–184.

  �  Formale Daten zur Biografie: Lebenslauf, StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag. 8–10; 
Ernennung, Weggang etc. diverse Schriftstücke in ebenda, pag. 3ff., 13ff., 41ff., 46f., 194f., 383. Vgl. 
Seifert 2000/2014, S. 140f. Alle konkreten weiteren Belege im Folgenden.

  �  Hinweis: Aufgrund der begrenzten Quellenlage basiert dieser Text (anders als die Beiträge über 
Glissmann und Coors) stark auf den hier aufgelisteten publizierten Arbeiten. Das gilt auch für die 
exemplarische Quellenauswahl, die, wie angezeigt, den Recherchen von Seifert folgt.

Kurzbiografie von Heinrich Backhaus2

Heinrich Backhaus (1888–1943), 1914 bis 1918 Unteroffizier im Ersten Weltkrieg, durchläuft 
eine mittlere Laufbahn im Postdienst, ab 1928 ist er stellvertretender Amtsvorsteher im Post-
amt Ahrensburg. 

Anfang 1925 zählt Backhaus zu den ersten Mitgliedern der wiedergegründeten NSDAP in 
Altona, wo auch Schleswig-Holsteins NSDAP-Gauleiter Hinrich Lohse beheimatet ist. Backhaus 
wird Propaganda- und stellvertretender Ortsgruppenleiter, amtiert 1929 bis 1932 als NSDAP-
Kreisleiter in Steinburg und ab 1931 als Leiter der Beamtenabteilung des NSDAP-Gaus. Je-
weils kurze Zeit ist er auch Mitglied im Kreis-, Provinzialland- und Reichstag. – Heinrich Back-
haus ist ein ideologisch gefestigter Nationalsozialist der ganz frühen Zeit und Weggefährte des 
Gauleiters.

Auf Basis seiner frühen Parteikarriere in der NSDAP wird Backhaus im September 1933 
unter 130 Bewerbungen ohne weiteres Auswahlverfahren zum Bürgermeister Pinnebergs er-
nannt, während man den Sozialdemokraten Wilhelm Burmeister vorzeitig in den Ruhestand 
versetzt. Im kommunalen Gespann mit dem ortsansässigen NSDAP-Ortsgruppenleiter Krömer 
gilt Backhaus als verwaltungsferner Ideologe und NS-Propagandist. 

Backhaus amtiert für vier Jahre bis August 1937, wechselt als hauptamtlicher NSDAP-Kreis-
leiter nach Gießen und wird Anfang 1943 Präsident der Hessischen Brandversicherungskam-
mer. Er stirbt am 5. Juni 1943 eines natürlichen Todes.

Lupenreine NSDAP-Karriere

Dass Postinspektor Backhaus im Sommer 1933 in Konkurrenz zu 129 Mitbewerbern kurzer-
hand zum Bürgermeister von Pinneberg ernannt werden konnte und wurde, hatte er allein 
seiner Parteilaufbahn in der NSDAP zu verdanken. 1924, noch während des nach dem Putsch-
versuch im November 1923 erlassenen Verbots der NSDAP, war Backhaus dem „Völkisch-Sozia-

konnten ihre Rolle so oder auch anders ausfüllen, sie besaßen Handlungsspielräume und sie 
mussten immer wieder neu für sich entscheiden, wie weit sie gehen, sie mitmachen würden. 

Fragen, die sich nicht nur diese lokalen Elitenangehörigen, sondern für so viele Menschen – 
Juristen, Polizisten, Soldaten, Ärzte, Lehrkräfte … –, unsere Vorfahren also, stellten. – Wer wach-
sam demokratische Strukturen achten, schützen und gegebenenfalls mit eigenen Grenzziehun-
gen verteidigen will, sollte sich kritisch und demütig mit historischen Beispielen befassen, denn 
gewiss steckt nicht jedem von uns ein todesmutiger Widerstandskämpfer. Was darf man erwar-
ten an Grenzziehungen und an Mut, wie funktionierten Wege der Verstrickung, wieviel Hand-
lungsspielraum blieb auch im NS-Herrschaftssystem, wo setzt individuelle Schuld ein? Fragen 
über Fragen!

Der Versuch

Der Auftrag schien zunächst überschaubar zu sein, denn der Forschungsstand zur NS-Geschich-
te Pinnebergs ist vergleichsweise sehr gut. Arbeiten der Geschichtswerkstatt der Volkshoch-
schule Pinneberg und insbesondere publizierte Forschungen von Johannes Seifert liefern eine 
sehr ordentliche Grundlage. Bei den Fragestellungen nach individuellen Handlungsspielräu-
men und Verantwortlichkeiten der untersuchten drei Personen stellte sich aber schnell heraus, 
dass umfängliche Auswertungen von Personalakten und Einzelaktivitäten notwendig wären, 
um belastbare Aussagen für die Einzelakteure zu treffen.

Die Idee war, die Gemälde mit jeweils einem Kurztext zu versehen und per QR-Code eine 
genauere, aber gleichwohl überschaubare Einordnung der jeweiligen Berufsbiografie zu lie-
fern, die insbesondere auch anhand markanter Originalquellen eine eigene Beschäftigung 
und Meinungsbildung durch die Leserinnen und Leser ermöglicht. Die Zielgruppen sind he-
terogen, aber insbesondere wird auch an Schülerinnen und Schüler gedacht, die von engagier-
ten Lehrkräften begleitet Auseinandersetzung mit diesen originalen und durchaus unter-
schiedlichen NS-Berufsbiografien suchen. 

Leicht modifiziert, nämlich durch eine gedruckte Version, wird das derzeit in Pinneberg rea-
lisiert. Ob der inhaltliche Streit damit beigelegt ist, wird die Zukunft zeigen.

Die drei biografischen Texte werden hier unverändert abgedruckt. Aus Platzgründen können 
die verknüpften Quellen aber nur in reduzierter Auswahl angeboten werden. Die Hinweise auf 
die anderen bleiben aber erhalten. 

Die Meinungsbildung über diese drei Berufskarrieren sei auch hier den Leserinnen und 
Lesern überlassen.
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Aufstieg dar, der 1943 mit der versorgungsorientierten Frühstücksdirektorenrolle bei der hessi-
schen Brandkasse gekrönt wurde.

Verwaltungsfremder Bürgermeister

Die örtliche Machtübernahme der Nationalsozialisten vollzog sich 1933 wie überall schritt-
weise und – wo nötig – in einem Mix aus Korrekturen der Kommunalwahlergebnisse vom März 
1933, Pression und direkter Gewalt. Die drei kommunistischen Gemeindevertreter durften 
schon zur konstituierenden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung nicht erscheinen, die 
fünf gewählten Sozialdemokraten verloren am 26. Juni ihre Mandate. Am selben Tag verhaf-
tete man zehn örtliche Kommunisten und Sozialdemokraten.9 Nach einigen Gesprächen, in 
denen auch der erste Beamte Henry Glissmann eine Rolle spielte, akzeptierte der noch für zwei 
weitere Jahre gewählte sozialdemokratische Bürgermeister Wilhelm Burmeister am 29. Mai 
1933 seine „Beurlaubung aus gesundheitlichen Gründen“, obwohl er nach der Kommunal-
wahl angedeutet hatte, zur Kooperation mit der NSDAP bereit zu sein.10 

Im August erfolgte die Ausschreibung der Bürgermeisterstelle, 130 Bewerbungen gingen 
ein, auch jene von Backhaus. In Schreiben und Lebenslauf setzte er vor allem auf seine NSDAP-
Karriere und nationalsozialistische Gewährsleute.11 (QUELLE 1 Bewerbung 28.8.1933) Am 15. 
September 1933 kommissarisch mit dem Amt betraut, führten die verbliebenen Stadtverord-
neten am 27. Oktober „die Wahl durch Zuruf“ durch. (QUELLE 2 kommissarische Ernennung, 
„Wahl“) Am selben Tag reduzierte sich die Stadtverordnetenversammlung auf einen dreiköpfi-
gen ständischen Ausschuss; zum Ende des Jahres löste das „Gemeindeverfassungsgesetz“ die 
städtischen Institutionen auf. Das Führerprinzip auf Gemeindeebene war etabliert.12

Bürgermeister Heinrich Backhaus und – ab Anfang 1934 der neue – NSDAP-Ortsgruppen-
leiter Alfred Krömer waren fortan und für vier Jahre die mächtigsten örtlichen NS-Verantwort-
lichen. In diesem Gespann erscheint nach Darstellung des Lokalhistorikers Johannes Seifert 
Krömer als politisch eher blass, aber recht geachtet, weil er ein eingesessener Handwerker war, 
während Backhaus als Nationalsozialist der ersten Stunde und fanatischer Ideologe geschil-
dert wird. Zur eigentlichen Amtsführung von Backhaus ist nicht viel dokumentiert. Seifert über-
liefert eine innerparteiliche Querele um die Stadtwerke, in der Backhaus sich nicht scheute, die 
Geheime Staatspolizei einzuschalten.13 

  9 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 95ff., 129ff.
10 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 97–100.
11 � Bewerbung und Lebenslauf in: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag.7–10 (QUELLE 1). 

Interessant am Rande erscheint, dass die Bewerbung Datum und Eingangsstempel 28.8.1933 trägt, 
während die eigentliche Ausschreibung erst am 30.8. in der Schwarztschen Vakanzen-Zeitung erschien. 
(StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag. 1). Bereits am 18. August hatte der (noch) amtierende 
NSDAP-Ortsgruppenleiter und kommissarische Bürgermeister Baselli beim Regierungspräsidenten den 
– vergeblichen – Versuch unternommen, Backhaus ohne Ausschreibung kommissarisch einzusetzen. 
(StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag. 2ff.) Zu Baselli vgl. Seifert 2000/2014, S. 64.

12 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 130.
13 � Vgl. Seifert 1996, S. 141ff. Vgl. den dokumentierten Ärger über die Umgehung der Ortspolizei, der 

Backhaus vorgesetzt war: Seifert 2000/2014, S. 114.-118.

len Block“ beigetreten, der von Nationalsozialisten als Ausweichorganisation begriffen wurde. 
Jedenfalls galt Backhaus nach der Neugründung der NSDAP 1925 mit seiner niedrigen Mit-
gliedsnummer 7477 als einer der „schleswig-holsteinischen Nationalsozialisten der ersten 
Stunde“.3 Das würde ihm insbesondere ab 1933 einen Ehrenstatus im NS-Staat sichern! Back-
haus wurde Propagandaleiter und stellvertretender Ortsgruppenleiter in der Ortsgruppe Alto-
na, wo auch Schleswig-Holsteins NSDAP-Gauleiter Hinrich Lohse Mitglied war. Im Kreis Stor-
marn baute Backhaus die NSDAP mit auf, wurde mit Gründung der Kreisorganisation 1929 
Kreisleiter der Partei und profilierte sich mit rigorosen Angriffen gegen den sozialdemokrati-
schen Reichsabgeordneten Louis Biester und den liberalen Landrat Friedrich Knudsen.4 In Fol-
ge innerparteilicher Konflikte verlor er 1932 das Kreisleiteramt, behielt aber seine 1931 er-

langte Funktion als „Gauamtsleiter für 
Beamte“ sowie „Gauwalter des Reichsbun-
des der Deutschen Beamten“. – Gauleiter 
Lohse ließ ihn also nicht fallen. Phasenwei-
se, allerdings jeweils nur für kurze Zeit, war 
Backhaus Mitglied im Stormarner Kreis-
tag, Schleswig-Holsteinischen Provinzial-
landtag sowie auch im Reichstag. Insbe-
sondere das von den Nationalsozialisten 
so verachtete Reichsparlament sicherte 
ihm Diäten und kostenlose Reisen.

Als Backhaus sich im August 1933 auf 
die Bürgermeisterstelle von Pinneberg be-
warb, wurde er ohne weitere Auswahlpro-
zeduren unter 130 Konkurrenten ausge-
wählt,5 obwohl fraglos eine ganze Reihe 
besser qualifizierter, etwa als Bürgermeis-
ter vergleichbarer Kleinstädte erfahrene 
Bewerber, unter ihnen waren.6 Im Februar 
1937 verlieh der NSDAP-Reichsschatzmeis-
ter das „Ehrenkreuz der NSDAP“ samt Ur-
kunde an Backhaus.7 Seine im selben Jahr 
erfolgte Übernahme als hauptamtlicher 
Kreisleiter Wetterau mit Sitz in Gießen stell-
te mit dem Dualismus Landrat-Kreisleiter8 
im etablierten NS-Staat einen deutlichen 

3 � Auch zum Folgenden: Lehmann 2007, S. 277f. 
4 � Vgl. ebenda, S. 68, 79, 86.
5 � Vgl. die Liste der Bewerbungen in: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag. 25–35.
6 � Vgl. beispielsweise die erkennbar verärgerte Korrespondenz des Mitbewerbers Dr. Günther aus 

Lütjenburg, in: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag. 16–21. Die Stadt Uetersen profitierte durch 
die Weitergabe der Bewerbungen, vgl. ebenda.

7 � Abschrift der Ehrenurkunde in: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag.191.
8 � Vgl. Lehmann 2007, S. 237–313.

SA-Mann, NSDAP-Propagandaredner und Bürgermeis-
ter Heinrich Backhaus um 1935. (Bildnachweis: Seifert, 
Pinneberg zur Zeit des Nationalsozialismus, S. 141) 
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Die allein auf „Verdienste“ um die NS-Bewegung setzende Bewerbung von Backhaus auf die ausge-
schriebene Bürgermeisterstelle. (Bildnachweis: Personalakte Backhaus, StadtA Pinneberg)

Konkrete Verwaltungsarbeit lag dem Bür-
germeister nach übereinstimmenden Be-
richten jedenfalls nicht.14 Henry Glissmann, 
zu dieser Zeit der Leitende Beamte der Kom-
munalverwaltung, charakterisierte Back-

haus nach dem Ende der NS-Herrschaft wie folgt: „Backhaus war ein guter Mensch, aber zur 
Führung der Stadtgeschäfte einfach nicht in der Lage, hatte auch gar nicht die Absicht, sich mit 
der Verwaltung ernsthaft zu beschäftigen.“15 Allerdings – das könnte die Formulierung „guter 
Mensch“ erklären helfen – verdankte Glissmann ausgerechnet dem schleswig-holsteinischen 
NSDAP-Gauamtsleiter für Beamte Heinrich Backhaus die Einstellung des (Entlassungs-)Ver-
fahrens nach dem Berufsbeamtengesetz vom April 1933.16 

14 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 140ff.
15 � Glissmann Einlassung 10.4.1946, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 17–22, 

hier 18).
16 � Vgl. die Darstellung im parallelen Text über Henry Glissmann.
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muß daher gefordert werden…. Die Verstädterung vernichtet allmählich die rassische Kraft 
unseres Volkes, das Bauerntum ist der wichtigste Träger der Rasse… Gefordert wird Verhinde-
rung der Vermehrung von Erbkranken und Minderwertigen sowie Förderung der Vermehrung 
aller Erbgesunden und Wertvollen. Der rassische Wille des Volkes wird wieder geweckt… der 
Jude weiß genau, dass er die Völker, in denen erlebt, nur zerstören kann, wenn er die Familie 
zerstört. In der germanischen Vorgeschichte spielt die Sippe eine große Rolle. Sie wird im völki-
schen Staat wieder größere Bedeutung erlangen. Die Standesämter werden jetzt Sippenäm-
ter…“18 – Das war komprimierte NS-Ideologie auf niedrigem Niveau. Es ist schon erstaunlich, 
mit welchem Selbstbewusstsein Backhaus seine Plattitüden außer den ihm unterstellten 
Beamten auch vor dem fraglos gebildeteren und zum Teil vorgesetzten Karrierejuristen Duvig-
neau, dem Landrat, vortrug!

Propagandaredner

Offenkundig fand Heinrich Backhaus, der parallel zur Bürgermeistertätigkeit und der Rolle als 
Gauamtsleiter für Beamte im NSDAP-Kreisverband das Amt des „Schulungsleiters“ wahrnahm, 
in propagandistischer Tätigkeit seine eigentliche Rolle.19 

Exemplarisch sei – bezogen auf seine Bürgermeistertätigkeit – auf das überlieferte Manu-
skript einer bilanzierenden Rede vom 28. Januar 1935 verwiesen. Sie fand im Rahmen einer 

18 � Wiedergegeben im Pinnberger Tageblatt 5.12.1934, zitiert nach Seifert 2000/2014, S. 196f.
19 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 193–200.

Ansonsten rühmte sich Backhaus durchaus eigener Leistungen zur „Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“, wie das Pinneberger Tageblatt Anfang 1934 über eine seiner Reden im 
Rathaus berichtete: „Die Ausschaltung aller unzuverlässigen Beamten war eine Notwendigkeit. 
Es kamen dafür infrage die Parteibuchbeamten, … die Beamten nicht arischer Abstammung 
und dann solche, die keine Gewähr dafür boten, dass sie sich jederzeit für den nationalen Staat 
einsetzen würden. Weiter wurde die restlose Beseitigung aller politischen Parteien … geschil-
dert und die Eingliederung der christlichen Kirche in den neuen Staat erläutert.“17

Auf einem der regelmäßigen Schulungsabende, veranstaltet im Dezember 1934 für Beam-
te und Angestellte, an dem diesmal auch Landrat Duvigneau als Gast teilnahm, referierte Back-
haus über „Rasse und Volk“, „Judenfrage“ sowie „Familie und Sippe“: „Jede Vermischung mit 
Rassefremden führt zwangsläufig zum Untergang des Volkstums, viele Völker sind daran zu-
grunde gegangen. Die Zurückdrängung der Fremdrassigen und Reinerhaltung unserer Rasse 

17 � Pinnberger Tageblatt 24.1.1934, zitiert nach Seifert 2000/2014, S. 194f. Tatsächlich waren mehrere 
Verwaltungskräfte und Polizisten entlassen worden. Vgl. ebenda S. 118f.

„Wahl“ von Backhaus per Akklamation, nachdem man den legitimen, gewählten Bürgermeister durch 
„Krankheit“ zum Amtsverzicht genötigt hat. (Bildnachweis: Personalakte Backhaus, StadtA Pinneberg) 

Backhaus in seiern Lieblingsrolle als Redner um 1935. Hinter ihm stehend mutmaßlich Henry Gliss-
mann, zu diesem Zeitpunkt der Leitende Beamte  der Stadt Pinneberg. (Bildnachweis: Seifert, Pinne-
berg zur Zeit des Nationalsozialismus, S. 194) 

Demokratische Geschichte 34_S_001_400_98528.indd   288-289Demokratische Geschichte 34_S_001_400_98528.indd   288-289 24.11.25   08:5224.11.25   08:52



Uwe Danker290 291Eine „Nazi-Galerie“? Drei Pinneberger Bürgermeister und der Nationalsozialismus

Einwohnerversammlung statt und ersetzte, so die Einordnung von Johannes Seifert, den üb-
lichen Jahresbericht der Stadtverwaltung.20 (QUELLE 3 „Manuskript“) 

Eine Gemeinde stelle „die Keimzelle des Reiches“ dar, vergleichbar zur Familie als „Keim-
zelle des Volkes“. Entsprechend hohe Ansprüche wären an Gemeindebeamte zu stellen, die frei 
„von aller Vetternwirtschaft“ beispielsweise in Not geratene Volksgenossen unterstützen müss-
ten, andererseits „gegen Arbeitsscheue und Nichtsnutze sowie gegen die Staats- und Volks-

20 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 163ff. Das Manuskript ist im Stadtarchiv erhalten: StadtA Pinneberg, 
„Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935 (36 S.) (QUELLE 3)

feinde … hart sein“, ja, auf „diese Volksschädlinge ein wachsames Auge 
haben“ sollten.21 In der Gemeinde herrsche nun das „Führerprinzip“ und 
bei allen Ansprüchen an Verwaltungsmitarbeiter sei klar, politische Füh-
rung liege in Händen langjähriger Akteure der NSDAP: „Die Partei steht 
nämlich über dem Staat. Wer früher nicht mitgekämpft hat, soll heute be-
scheiden sein und sich nicht 140 %tig einstellen.“22 – So klar war die 
Machtverteilung im NS-Staat übrigens keineswegs, örtliche Bedingungen 
und Personen entschieden jeweils, wer in der konkreten Konkurrenz von 
Staat und Partei tatsächlich das Sagen hatte.23 Aber Backhaus spielte vor 
allem auf jene an, die jetzt oder kurz zuvor auf den Zug der neuen Herr-
schaft gesprungen waren.

Wie von ihm zu erwarten, beklagte Backhaus die „Mißwirtschaft“ des 
untergegangenen Weimarer „Systems“: Nicht die verheerende Weltwirt-
schaftskrise, sondern „das frühere System hat es fertig gebracht, bis zu An-
fang des Jahres 1933 über 6 ½ Millionen Menschen erwerbslos zu ma-
chen.“ Die demokratischen Träger der Weimarer Republik hätten sich dabei 
bereichert und auch mit dieser unterstellten Korruption den Zusammen-
bruch befördert. Jetzt aber, im nationalsozialistischen Staat, rücke man in 
der „Volksgemeinschaft“ zusammen: „Es darf unter keinen Umständen eine 
neue Kluft zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zwischen Hand- und 
Kopfarbeit oder zwischen Stadt und Land aufgerichtet werden. Klassen-
kampf und Standesdünkel gehören einer vergangenen Zeit an, sie dürfen 
niemals wieder kehren.“24

Die NS-Volkswohlfahrt, das Winterhilfswerk und – rollengemäß – die NS-
Frauenschaft in Pinneberg hätten in den beiden vergangenen Jahren vielen 
in Not geratene „Volksgenossen“ Unterstützung gewährt. Aber es gelte auch: 
„Nur in der Arbeit liegt der Segen Gottes, nicht im Nichtstun. Keine Unter-
stützung ohne Gegenleistung. Jeder Volksgenosse, der Unterstützung be-
zieht, hat die heilige Verpflichtung, selbst mit seiner ganzen Kraft sich darum 
zu bemühen, dass er Arbeit bekommt.“ Er, Backhaus persönlich, werde daher 
gegen Arbeitsverweigerer „mit den schärfsten Mitteln vorgehen.“ Und er kön-
ne auf eine erfolgreiche Bilanz verweisen: „Als ich im September 1933 nach 

Pinneberg kam, standen an den Ecken beim Ratskeller und auch sonstigen Stellen junge Leute 
mit den Händen in den Hosentaschen herum, die weder Willens waren, noch Lust hatten, zu 
arbeiten. Diese Leute sind jetzt restlos untergebracht.“ Und sollte es immer noch Widerspens-
tige geben, deren Eltern mit ihnen nicht fertig würden: „Diese Eltern bitte ich, sich an mich zu 

21 � StadtA Pinneberg, „Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935, pag. 2ff. (QUELLE 3)
22 � StadtA Pinneberg, „Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935, pag. 5. (QUELLE 3)
23 � Vgl. Uwe Danker, Astrid Schwabe: Volksgemeinschaft in der Region. Schleswig-Holstein und der 

Nationalsozialismus, Husum 2022, S. 94–103.
24 � StadtA Pinneberg, „Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935, pag. 9, 23f., 10. (QUELLE 3) Zur 

NS- Volksgemeinschaft vgl. Danker/Schwabe 2022, S. 172–247.

Der Anfang seiner mutmaßlich fast zweistündigen Rede am 28.1.1935 (Bildnachweis: „Manuskript“, 
StadtA Pinneberg)

Demokratische Geschichte 34_S_001_400_98528.indd   290-291Demokratische Geschichte 34_S_001_400_98528.indd   290-291 24.11.25   08:5224.11.25   08:52



Uwe Danker292 293Eine „Nazi-Galerie“? Drei Pinneberger Bürgermeister und der Nationalsozialismus

Sitz in Gießen im „Volksstaat Hessen“ zu werden.31 (QUELLE 4 Entlassungsgesuch 3.8.1934) 
Die zustimmenden Antworten, kurze Texte aus der Feder von NSDAP-Ortgruppenleiter Krömer, 
fielen höflich dankend, also recht verhalten aus;32 warum auch immer!

31 � Entlassungsgesuch Backhaus 3.8.1937, in: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, pag.194f. 
(QUELLE 4)

32 � NSDAP Ortsgruppe zum Weggang, Krömer an Backhaus in: StadtA Pinneberg, Personalakte Backhaus, 
pag. 196f., 374.

wenden; ich werde schon für Beschäftigung sorgen.“25 – Martialische Sprüche, die allerdings 
zur gleichermaßen erfolgreichen wie problematischen Arbeitsmarkpolitik passten, die auch 
auf lokaler Ebene spürbar wurde.26 

Neben diesen ideologisch durchtränkten und die Wirklichkeit nur sehr begrenzt spiegeln-
den Passagen trug Backhaus in der 36seitigen, also gewiss zweistündigen Rede zahlreiche oft 
sehr kleinteilige bürokratische Leistungsnachweise vor, die erkennbar von der Verwaltung im 
Sinne eines Jahresberichts zusammengetragen worden waren. Interessierte Bürger und Bür-
gerinnen erfuhren beispielsweise, in welchen Straßen einzelne Laternen errichtet oder Kupfer-
leitungen verlegt wurden, wie der Ausbau des Wassernetzes voranschritt, was ein Wannenbad 
in der „Warmwasser-Badeanstalt“ kostete – 30 Pfennige –, wie oft 1934 Bäder nachgefragt 
wurden – 9.000 mal – und dass die Hälfte davon „Freibäder“ für Bedürftige darstellten.27

Nationalsozialistische Leistungsbilanz

Trotz seiner Verwaltungsferne und mangelnden Kompetenzen bemühte sich Backhaus, der 
Stadtentwicklung seinen nationalsozialistischen Stempel aufzusetzen: Das jährliche Rosenfest 
wurde zum Propagandaort, der Siedlungs- und Stadionbau ideologisiert und um die Ansied-
lung von SS- oder Wehrmachtseinheiten geworben.

Eingebunden in die Politik der Arbeitsbeschaffung zählte der Siedlungsbau zu den erfolg-
reichen nationalsozialistischen Prestigeprojekten in Pinneberg. Ähnliches galt auch für Sport-
stätten, insbesondere den Bau des Stadions und des neuen Schwimmbades.28 Intensiv setzte 
sich der Bürgermeister für die Ansiedlung von Wehrmachtseinheiten oder einer SS-Standarte 
ein. Tatsächlich begann 1937 der Bau der zwei Jahre später fertiggestellten Luftnachrichten-
kaserne.29 

Immer wieder trat Backhaus als Redner auf, der die neue Zeit und die NS-Volksgemeinschaft 
beschwor, mal im Rahmen des NS-Festkalenders am 1934 errichteten Ehrenmal für die Ge-
fallenen des Ersten Weltkrieges, mal auf dem tradierten Pinneberger „Rosenfest“, wo er im Juli 
1935 ausführte: „Die ganze Bevölkerung hat sich in den Dienst des Rosenfestes gestellt, alle für 
einen, einer für alle, hieß es für jeden. Die Kreisstadt Pinneberg und die Gemeinde Rellingen 
bilden eine Gemeinschaft. Diese große Verbundenheit und Gemeinschaft, die hier zwischen 
beiden Orten und seinen Bewohnern erreicht wurde, wird überall in Deutschland erstrebt, denn 
sie ist Sinn und Zweck des Nationalsozialismus.“30 – So blieb Backhaus trotz seiner Rolle als 
„Führer“ der Kommunalverwaltung vor allem eines, ein nationalsozialistischer Politiker. 

Während eines Kuraufenthalts in Bad Nauheim verfasste er ein lapidares handschriftliches 
Entlassungsgesuch, nachdem er die Zusage erhalten hatte, NSDAP-Kreisleiter Wetterau mit 

25 � StadtA Pinneberg, „Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935, pag. 14, 23ff. (QUELLE 3)
26 � Vgl. zur schleswig-holsteinischen Wirtschaftsentwicklung in den 1930er: Danker/Schwabe 2022, 

S. 310–327.
27 � Beispielsweise StadtA Pinneberg, „Manuskript“ der Rede von Backhaus am 28.1.1935, pag. 20ff., 27ff. 

(QUELLE 3)
28 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 144–154, 158–163.
29 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 248ff.
30 � Pinneberger Tageblatt 22.7.1935, zitiert nach Seifert 2000/2014, S. 170.

Das handschriftliche Entlassungsgesuch aus dem Kurort Bad Nauheim vom 3.8.1937. (Bildnachweis: 
Personalakte Backhaus, StadtA Pinneberg) 
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1945 zunächst im Amt belassen, auch 
Einsicht demonstrierend, kommt Coors 
von September 1945 bis November 1947 
in britische Internierungshaft. Kurz darauf 
spricht ein Spruchgericht ihn in zweiter 
Instanz frei. Er wird schließlich als „entlas-
tet“ entnazifiziert, aber nicht wieder ein-
gestellt. Coors erstreitet vor Gericht sein 
Ruhegehalt.

Anpassung 1933 und Orts-
wechsel 1937
Bürgermeister Coors demonstrierte noch 
bei der im Februar 1933 vorgenommenen 
Aufstellung zu den Kommunalwahlen im 
März als unabhängiger Kandidat bei der 
Kreistagswahl eine gewisse Unabhängig-
keit,34 bemühte sich aber noch im Wahl-
monat um die NSDAP-Mitgliedschaft und 
eröffnete die erste Stadtverordnetenver-
sammlung Ende März 1933 bereits im 
Braunhemd, was er als politisches Be-
kenntnis verkaufte: „Die Zeit des Leisetre-
tens ist vorbei; wer eine politische Über-
zeugung hat, der soll sie auch ehrlich 
vertreten, und ich habe aus meiner natio-
nalsozialistischen Anschauung die Konsequenz gezogen, mich offen als Mitkämpfer in die Rei-
hen dieser großen Volksbewegung, die die Gestaltung der Zukunft des deutschen Volkes in 
Händen hat, zu stellen.“35 Formell wurde Coors laut Mitgliederkartei der NSDAP zum 1.5.1933 
aufgenommen.36 Retrospektiv führte er in seiner Einlassung im Spruchgerichtsverfahren 1947 
aus, er habe bis 1933 bewusst auf Basis seiner „demokratischen Einstellung“ als Bürgermeister 
auf eine parteipolitische Bindung verzichtet. „Diesen Grundsatz habe ich 1933 nach der Macht-
übernahme durch die NSDAP nicht mehr aufrecht erhalten können, wenn ich nicht meinen 
Beruf aufgeben wollte.“37 – Tatsächlich sind für den Herrschaftswechsel 1933 freiwillige Rück-

34 � Spitzenkandidat der Liste Schleswig-West, vgl. Friedrichstädter Zeitung Nr. 23 vom 22.2.1933. Siehe 
auch Coors Eigenerklärung in Eselheide 11.6.1947, BA Koblenz, Z_42_VI_607 (Spruchgerichtsakte 
Coors) (pag. 15–20), (QUELLE 7).

35 � Friedrichstädter Zeitung Nr. 38 vom 29.3.1933 (zitiert nach Seifert 200/2014, S.266).
36 � StadtA Pinneberg, Kopie der Karteikarte aus dem Bundesarchiv Berlin.
37 � Coors Eigenerklärung in Eselheide 11.6.1947, BA Koblenz, Z_42_VI_607 (Spruchgerichtsakte Coors) 

(pag. 15-20) (QUELLE 7). Ähnlich äußert er sich wiederholt in seiner Entnazifizierung 1948/49. Vgl. Coors 
an EN-Ausschuss 20.4.1948, Coors an EN-HA 11.12.1948, StadtA Pinneberg, Sondersammlung Coors 
(pag. 123–126, 116ff.).

Fazit

Im August 1937 endete die Tätigkeit von Bürgermeister Heinrich Backhaus in Pinneberg mit 
dem Weggang nach Gießen, wo er seine eigentliche Parteikarriere als hauptamtlicher Kreis-
leiter fortsetzte. 

Aus nationalsozialistischer Perspektive bestand die Leistung von Backhaus in der Etablie-
rung der kommunalen NS-Herrschaft in Pinneberg und der Durchdringung des gesellschaft-
lichen Alltags im Sinne der NS-„Volksgemeinschaft“.

Auch im Amt als Bürgermeister wirkte er als ein unbeirrter NS-Ideologe und überzeugter, 
lokal verantwortlicher Repräsentant des diktatorischen und gewalttätigen NS-Staates, für den 
er seit 1924 gekämpft hatte.

33 � Quellen zur Berufsbiografie von Carl Coors: StadtA Pinneberg, Personalakte Coors (475 S.); StadtA 
Pinneberg, Sondersammlung Coors (146 S.); BA Koblenz, Z_42_VI_607 (Spruchgerichtsakte Coors, 146 
S.); StadtA Wedel Sign_163.3 (Niederschrift BM-Besprechung 20.6.1941 Elmshorn, 6. S.); StadtA 
Friedrichstadt, Abt. 3 Nr. 3396 + Sterbe_1937_11 (Auszüge, 3 S.) Abt. 3. Nr. 3406 (Auszug, 2 S.).

   �   Literatur: Johannes Seifert: Pinneberg zur Zeit des Nationalsozialismus, Pinneberg 2000/2014; 
Johannes Seifert: Die britische Militärregierung in Pinneberg 1945–1951, in: Geschichtswerkstatt VHS 
Pinneberg: Pinneberg 1945, Pinneberg 1996, S. 26–85; Klaus May: Politischer Neuanfang in Pinneberg 
nach dem Kriegsende 1945, in: Geschichtswerkstatt VHS Pinneberg: Pinneberg 1945, Pinneberg 1996, 
S. 86–137; Karl Michelson: Friedrichstadt in den Jahren 1933 bis 1941: Über das Leben in der Stadt im 
„Dritten Reich“, in: Mitteilungsblatt der Gesellschaft für Friedrichstädter Stadtgeschichte 55, 1998 
(insbesondere S. 180–185, 400–407, 430f.)

   �   Formale Daten zur Biografie: Personalbogen und Abstammung Pag 2–10; Lebenslauf 1937 Pag 18–21; 
vgl. Seifert 2000/2014 S. 266ff. Alle konkreten weiteren Belege im Folgenden.

2. Karl Coors (1876–1958)

Kurze Berufsbiografie von Karl Coors33

Karl Coors (1896–1958), Kriegsfreiwilliger im I. Weltkrieg, studiert nach der Verwaltungsaus-
bildung Kommunalwirtschaft. 1925 wählt ihn die Friedrichstädter Stadtvertretung zum Bür-
germeister. Er gilt als parteipolitisch neutral und nationalkonservativ. 

Bei der Machtübernahme der Nationalsozialisten bleibt er 1933 Bürgermeister, passt sich 
demonstrativ an und tritt in die NSDAP ein. 1934/35 dafür freigestellt, saniert er die örtliche 
Mühle, einen Großbetrieb, erfolgreich. Er kehrt ins Amt zurück und führt die Verwaltung erfolg-
reich. 

1937 bewirbt er sich nach Pinneberg. Trotz Streites in der regionalen NSDAP ernennt man 
Coors zum Bürgermeister. 1942 wird er zudem „NSDAP-Kreisamtsleiter für Kommunalpolitik“ 
und ab 1944 zusätzlich Bürgermeister von Elmshorn. Auch im Kontrast zu seinem Vorgänger 
gilt er im Urteil vieler als guter Verwaltungsfachmann, der unideologisch-pragmatisch handelt. 

Bürgermeister Karl Coors, im Amt in Pinneberg 1937-
1945. (Bildnachweis: Seifert, Pinneberg zur Zeit des 
Nationalsozialismus, S. 265) 
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an den neuen Kreisleiter Paulsen die Entscheidung; Coors genieße sein Vertrauen überhaupt 
nicht. Paulsen rechtfertigt sich.40 (QUELLE 2 Querele in NSDAP) Was Coors später nach 1945 in 
seiner Entnazifizierung als Beleg für seine kritische Rolle in der NSDAP auslegte, (QUELLE 3 
Entnazifizierung von Coors) erweist sich bei genauer Betrachtung als eine ganz übliche Que-
rele innerhalb der NSDAP, mehr nicht. Distanz von Coors zur NSDAP drückte sie nicht aus. 
Möglicherweise aber schuf diese Erfahrung für ihn ein weiteres Motiv, in der Praxis seine na-
tionalsozialistische Zuverlässigkeit zu beweisen. 

40 � StadtA Pinneberg, Sondersammlung Coors (pag. 111–115).

tritte von Bürgermeistern nicht überliefert, wenn sie aufgrund lokaler Bedingungen Aussich-
ten auf eine Fortsetzung der Tätigkeit besaßen; anpassende Parteieintritte mit Beibehalt der 
Rolle sind hingegen oft dokumentiert.

Coors passt sich an, und zwar massiv und erfolgreich: 1937 empfiehlt die NSDAP-Kreislei-
tung ihn dem Regierungspräsidenten für eine zweite Amtsperiode. Grundlage dafür bildeten 
nicht nur seine Erfolge als Mühlensanierer und Verwaltungsmann, sondern auch seine politi-
sche Zuverlässigkeit, die man – jedenfalls zunächst – auch der anfragenden NSDAP-Ortsgruppe 
von Pinneberg bestätigt.38

Bei der Entscheidung, ihn 1937 auf seine Bewerbung hin (QUELLE 1: Bewerbung nach 
Pinneberg) zum Bürgermeister von Pinneberg zu ernennen, kommt es aber zu massiven Kon-
flikten innerhalb der NSDAP.39 Selbst Gauleiter Lohse missbilligt in einem geharnischten Brief 

38 � Vgl. Coors’ Bewerbung nach Pinneberg 24.8.1937, StadtA Pinneberg, Personalakte Coors (pag. 16f.) 
(QUELLE 1); Krömer an Landrat Kolbe 24.9.19133, StadtA Pinneberg, Personalakte Coors (pag. 49).

39 � Siehe die umfängliche Überlieferung in: StadtA Pinneberg, Personalakte Coors (pag. 42–58); StadtA 
Pinneberg, Sondersammlung Coors (pag. 111–115). Vgl. Seifert 2000/2014, S. 262–266.

Die Bewerbung von Karl Coors nach Pinneberg. (Bildnachweis: Personalakte Coors, StadtA Pinneberg) 
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Die NSDAP-interne Querele um die Ernennung von Coors, ausgetragen von Schleswig-Holsteins Gauleiter 
Lohse und Kreisleiter Paulsen. (Bildnachweis: Sondersammlung Coors, StadtA Pinneberg) 
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Fall 1: Bernhard Hensen, Friedrichstadt46 (QUELLE 4 Fall Hensen) 
Coors erhält am 6. November 1933 eine Anfrage des Flensburger Oberstaatsanwalts, Auskünf-
te über den in Heide wegen „abfälliger Äußerungen über dem Reichskanzler Adolf Hitler“ fest-
genommenen Kaufmann Bernhard Hensen aus Friedrichstadt zu erteilen, insbesondere „über 
den Ruf und die bisherige politische Tätigkeit des Beschuldigten“. Das tut Coors ausführlich. 
Klar – und wohl der Realität entsprechend – wird, dass man Hensen, übrigens auch kurze Zeit 
SPD-Gemeindevertreter, allgemein als Einzelgänger mit spinnerten Ideen wahrnimmt, der 
nicht ernst zu nehmen sei. Statt es dabei zu belassen, fährt Coors ungefragt und als Nichtjurist 
unqualifiziert fort: „Ich glaube nicht, dass die Voraussetzungen für ein Strafverfahren vorliegen. 
Sein Gesamtverhalten ist aber geeignet, in der Öffentlichkeit Anstoß zu erregen und die Arbeit 
der Staatsfeinde zu unterstützen (Miesmacherei). Das gegen ihn anzuwendende geeignete 
Mittel dürfte daher die Unterbringung in einem Konzentrationslager sein.“

46 � StadtA Friedrichstadt, Abt. 3. Nr. 3406 (Auszug, 2 S.). Dank an Archivarin Christiane Thomsen. Vgl. Michel-
son 1998, S. 430f. 

Bürgermeister 1925–1945

Coors war 20 Jahre lang als Bürgermeister Chef der lokalen Verwaltungen in Friedrichstadt 
und Pinneberg, zeitweise auch Elmshorn. Er galt als guter Verwaltungsfachmann und handelte 
erfolgreich sowohl in der Weimarer Demokratie als auch in der NS-Diktatur. Coors verfügte 
damit über erhebliche institutionelle Macht: Für die NS-Zeit hieß das, dass er grundsätzlich 
qua Amt neben dem NSDAP-Ortsgruppenleiter als der wichtigste örtliche Repräsentant der 
NS-Herrschaft galt.

Unter anderem war er Chef der örtlichen Ordnungsbehörden, auch der Ortspolizei. Das war 
von Bedeutung für den Umgang mit politischen Gegnern und mit Außenseitern (z. B. „Kritikas-
tern“) sowie im Krieg mit feindlichen Fliegern, die sich aus abstürzenden Bombern oder Jagd-
flugzeugen gerettet hatten.41 Er war Chef der Meldebehörde und des Standesamtes, Bürokra-
tien, die für örtliche Juden, Behinderte und sozial Auffällige höchste Relevanz entfalteten. Als 
Bürgermeister trug er ab 1940 Mitverantwortung für die Organisation des örtlichen Zwangs-
einsatzes von ausländischen Arbeitskräften.42 Schließlich hat Coors 1945 auch die kampflose 
Übergabe Pinnebergs an die britischen Truppen verantwortet.43

Wie lässt sich das abstrakt bewerten? 
Fraglos waren Bürgermeister mitverantwortliche Träger der NS-Herrschaft.44 Ohne funktio-

nierende Verwaltungen und Ordnungsbehörden war auch der NS-Staat nicht zu machen.45 
Und auch örtliche Verwaltungen und Polizeien trugen zum NS-Unrecht, zu Verfolgungen und 
Mordprogrammen bei. Rein institutionell etwa durch Verarbeitung von Meldebögen, durch 
auftragsgemäße Verhaftungen oder durch Kontrollmaßnahmen, oft auch persönlich weiter-
gehend durch bewiesenen Eifer im nationalsozialistischen Sinne oder gar durch eigeninitiati-
ves Handeln. 

Die Bandbreite des Handelns war erheblich: Akteure – Bürgermeister wie einfache städti-
sche Mitarbeiter – besaßen jeweils Handlungsspielräume, die sie in diese oder jene Richtung 
nutzen konnten.

Teilweise niederträchtige persönliche Herrschaftsausübung

Laut Aktenlage ging Coors mit seiner Machtfülle mindestens viermal nicht vertretbar um. Auch 
wenn drei der Beispiele (zunächst) folgenlos für die Betroffenen blieben, sind auch sie als 
niederträchtig zu werten.

41 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 336–339, 342.
42 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 321ff. 
43 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 327.
44 � Vgl. zu den übergreifenden Aussagen: Uwe Danker, Astrid Schwabe: Volksgemeinschaft in der Region. 

Schleswig-Holstein und der Nationalsozialismus, Husum 2022, S. 90–171. 
45 � Vgl. die Ausführungen im Abschnitt 3. des Beitrags über Henry Glissmann.

Der Fall Hensen aus dem November 1933 in Friedrichstadt  nach der Originalakte. (Bildnachweis: Abt. 3 
Nr. 3406, StadtA Friedrichstadt; Transkript Uwe Danker)
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Fall 2: Heinz Heymann, Friedrichstadt47 
Ähnlich motiviert und aufgeladen dürfte Coors im zweiten Beispiel gewesen sein: Am 18. Sep-
tember 1935 berichtet die Friedrichstädter Zeitung, Coors wäre vom Reichsparteitag zurück-
gekehrt. Dort sind die „Nürnberger Rassegesetze“ verkündet worden. Diese erklärten Deut-
sche, die nach NS-Vorstellungen als Juden definiert wurden, zu Staatsbürgern mit 
verminderten Rechten und untersagten Eheschließungen sowie intime Beziehungen zwischen 
„Juden“ und „Ariern“ als zu verfolgende „Rassenschande“. 

Am 20. September hieß es in der Zeitung, Coors habe die Dienstgeschäfte wieder aufge-
nommen. Zwei Tage später nahm er den Juden Heinz Heymann in Schutzhaft und überstellte 
ihn an die Gestapo, wegen „rasseschänderischen Treibens“. Auslöser waren völlig abstruse An-
nahmen über einen intimen Verkehr mit einer „Arierin“, die sich auch nicht bestätigten. Aber 
Heymann soll „in herausfordernder Weise sich auf offener Straße in Begleitung von arischen 
Mädchen gezeigt haben.“ Da Strafgesetze nach Coors‘ Ansicht (noch) nicht hinreichten, „dürfte 
die Unterbringung in einem Konzentrationslager angebracht sein“, schrieb er. – Die Gestapo 
leitete den Fall an die Staatsanwaltschaft weiter, die das Verfahren gegen Heymann schließlich 
einstellte. 

Dem zurückgekehrten jungen Mann riet Coors „zur Vermeidung von Zwischenfällen, die 
seine erneute Verhaftung notwendig machen könnten, seinen Wohnsitz hier einstweilen aufzu-
geben.“ Dieser verließ umgehend seine Heimatstadt und ging nach Berlin. Heinz Heymann 
wurde 1941 in Litzmannstadt/Lodz ermordet. Auch sein Bruder Kurt und seine Mutter Henny 
wurden Opfer der Shoa. 

Daran waren lokale Behörden nicht (mehr) beteiligt. Aber deutlich wird an dem geschilder-
ten Beispiel: Karl Coors verfolgte 1935 mit selbst aus Sicht der Gestapo und Staatsanwaltschaft 
übertriebener Härte und Konsequenz rassisch Geächtete in seiner Stadt. 

Fall 3: Peter Haulsen, Friedrichstadt48 (QUELLE 5 Fall Haulsen) 
Am 12. März 1937 vermeldet der „Bürgermeister als Ortspolizeibehörde“ der Gestapo in Kiel, 
dass der Friedrichstädter Kaufmann Peter Haulsen, der sich seit „Jahren als übler Miesmacher 
und Kritikaster“ betätige, wieder einmal aufgefallen sei. Ihm, dem Bürgermeister, sei nun „Ma-
terial zugegangen, dass ausreichen dürfte, gegen Haulsen auch ein Verfahren aufgrund des 
Gesetzes gegen heimtückische Angriffe auf Partei und Staat einzuleiten.“ So habe Haulsen in 
einer Wirtsstube in Seeth ausgeführt: „Heil Hitler, mein Führer! Margarine ward immer dürer.“ 
Auch zwei weitere Vorfälle dieses Niveaus listet die Anzeige auf. Der Text schließt: „Haulsen ist 
für seine Familie und für die Öffentlichkeit geradezu eine Plage. Es wäre deshalb ein Segen, 
wenn er für möglichst lange Zeit hinter Schloss und Riegel gebracht würde.“

Coors hat die Anzeige persönlich abgezeichnet, wahrscheinlich auch selbst verfasst. Denn 
der Text verweist auch auf eigene Erfahrungen des Bürgermeisters mit dem Kaufmann: „Ich 
selbst war genötigt, gegen ihn Strafanzeige wegen Beleidigung und Verleumdung zu stellen.“ 

47 � Das Beispiel und alle Zitate nach Michelson 1998 S. 400–406. Die Originalakten sind derzeit nicht 
auffindbar; die Zitierweise von Michelson ist aber verlässlich. Vgl. auch Bettina Goldberg: Abseits der 
Metropolen. Die jüdische Minderheit in Schleswig-Holstein, Neumünster 2011, S. 357, 650.

48 � StadtA Friedrichstadt, Abt. 3 Nr. 3396 + Sterbe_1937_11 (Auszüge, 3 S.). Dank an Archivarin Christiane 
Thomsen.

Das Konzept dieses Briefes schrieb oder diktierte er wahrscheinlich selbst; auf jeden Fall zeich-
nete er es persönlich ab. Und zwar am 10. November 1933. Mit ziemlicher Sicherheit hatte er 
am Abend zuvor in der NSDAP-Ortsgruppe wie überall im Reich den zehnten Jahrestag des 
gescheiterten Hitlerputsches 1923 gefeiert. Er war also aufgeputscht am Folgetag und zeigte 
auf seine Weise Leistung im nationalsozialistischen Sinne. – Weder Flensburgs Staatsanwalt-
schaft noch die Gestapo folgten ihm. Hensen kam davon.

Transkript Fall Hensen (UD)
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Im Handeln von Coors scheinen persönliche Motive und ungezügelte Gewalt gegen Schwache 
durch.

Das Verfahren erledigte sich sechs Wochen später, als die Polizeiverwaltung Friedrichstadt 
den Suizid des 63-Jährigen dokumentierte…

Fall 4: Zwangsarbeit in Pinneberg49 (QUELLE 6 Beispiel Zwangsarbeit)
Nach 1945, in der Entnazifizierung und im Spruchgerichtsverfahren, führten Entlastungszeu-
gen immer wieder aus, dass Bürgermeister Coors den Einsatz ausländischer Zwangsarbeiten-
der in Pinneberg vergleichsweise human gestaltet habe.50 Das lässt sich so nicht bestätigen. 
Im Stadtarchiv Wedel findet sich das Protokoll einer Bürgermeisterbesprechung mit Landrat 
Duvigneau vom 20. Juni 1941 in Elmshorn. 

Unter dem Tagesordnungspunkt „Ausländische Arbeitskräfte insbesondere Polen als polizei-
liches Problem“ ergreift als erster Redner Coors das Wort. Das Protokoll vermerkt: „Bürgermeis-
ter Coors, Pinneberg, führt aus, dass im Kreise Pinneberg ausländische Arbeitskräfte in ganz 
erheblichem Maße zum Arbeitseinsatz gelangt sind. … In zunehmendem Maße und mit be-
sonderer Frechheit werden von Ihnen die Bestimmungen der Polizeiverordnungen… übertre-
ten. In zahlreichen Fällen konnte festgestellt werden, dass das Kennzeichen überhaupt nicht 
oder verdeckt getragen wurde oder dass Polen ohne Erlaubnis ihren Aufenthaltsort verlassen 
haben. Ebenfalls wurden Polen Gastwirtschaften angetroffen, in denen sie nicht verkehren dür-
fen.“ Polizeiliche Strafen seien oft von Arbeitgebern beglichen worden, damit keine Arbeitsaus-
fälle eintreten. Coors schlägt vor: Den Arbeitgebern solle damit gedroht werden, „dass rück-
sichtslos mit längeren Haftstrafen an Wochentagen gegen die Polen vorgegangen wird …“ Der 
Landrat erklärte, er werde diesem Vorschlag folgen. 

Bei diesen aus Polen nach 
Deutschland verschleppten aus-
ländischen Arbeitskräften im 
Zwangsarbeitseinsatz ging es um 
als „rassisch minderwertig“ begrif-
fene Fremde, die mit einem deut-
lichen „P“ gekennzeichnet sich 
auch in der Freizeit nur sehr einge-
schränkt bewegen durften. Coors 
wollte genau diese Einschränkun-
gen mit harten Strafdrohungen 
durchsetzen. 

Das sind vier konkrete Beispiele 
individueller Herrschaftsausübung, 
die Coors auch unter nationalsozia-
listischem Profilierungsdruck so 
nicht nötig gehabt hätte. Diese Nie-
dertracht scheint im Widerspruch zu 
stehen zur vielfach und durchaus 
glaubhaft von Zeitzeugen überliefer-

49 � StadtA Wedel Sign_163.3 (Nieder-
schrift BM-Besprechung 20.6.1941 
Elmshorn). Dank an Dr. Sebastian 
Lehmann-Himmel.

50 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 321ff.

Der Fall Haulsen aus dem März 1937 in Fried-
richstadt. Das abgelegte Schreiben von Coors 
an die Gestapo und der Auszug aus dem  
Sterberegister. (Bildnachweis: Abt. 3 Nr. 3396, 
Sterbe_1937_11, StadtA Friedrichstadt)
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Nach 1945: Sühne, Kämpfe 
und Ehrung
Coors wurde von den Briten zunächst in 
Pinneberg und Elmshorn als Bürgermeis-
ter im jeweiligen Amt belassen bezie-
hungsweise wieder eingesetzt,52 bemühte 
sich sogar um erste Wiedergutmachungs-
gesten an NS-Opfer,53 und wurde dann 
doch in den „automatic arrest“ der Briten 
einbezogen, als Amtsträger der NSDAP, 
nämlich Kreisamtsleiter für Kommunal-
politik;54 im Nachhinein betrachtet eher 
irrtümlich, denn dieses Amt war ver-
gleichsweise unbedeutend gewesen.55 
Coors verbrachte zwei Jahre in der Inter-
nierungshaft. Er rechtfertigte sich in aus-
führlichen Erklärungen. (QUELLE 7 Coors 
11.6.1947) Seine Frau bat den Staatsan-
walt um Freilassung, auch der neue Pinn-
berger sozialdemokratische Bürgermeis-
ter Richard Köhn.56 

Mehr als zwei Dutzend Leumundszeug-
nisse brachte Coors in das gegen ihn er-
öffnete Spruchgerichtsverfahren57 ein,58 
darunter überwiegend durchaus glaub-
würdige, teilweise auch vorsichtig formu-
lierte Erklärungen ausgewiesener Demo-
kraten vorwiegend aus der SPD, aber auch aus CDU und FDP. (QUELLE 8 Exemplarische 
Leumundszeugnisse) Allerdings sollte bei der Lektüre quellenkritisch beachtet werden, dass in 
derartigen Verfahren wie auch in der Entnazifizierung eine Umkehr der Beweislast vorherrsch-
te, also Angeklagte und Betroffene den Nachweis ihrer Unschuld vorzubringen hatten, weshalb 

52 � Vgl. Seifert 2000/2014 S. 360f.; Seifert 1996, S. 31, 38, 49; May 1996, S. 90ff.
53 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 261.
54 � Zu Coors ab Mai 1945 ausführlich: Seifert 2000/2014, S. 359–365.
55 � Kategorisierungskarte der Internierung 18.1.1947, BA Koblenz, Z_42_VI_607 (Spruchgerichtsakte 

Coors), pag. 9.
56 � Bürgermeister Köhn 28.3.1947 an Lagerkommandant Eselheide, Rose Coors 28.5.1947 an Oberstaats-

anwalt Lüneburg, beide: BA Koblenz, Z_42_VI_607 (Spruchgerichtsakte Coors), pag. 23, 79f. Zu Richard 
Köhn vgl. Seifert 2000/2014, S. 25f., 110, 341ff., 362ff.; Seifert 1996 S. 42, 50ff.; May 1996, S. 97–106.

57 � Zur Internierung und den – nur in dieser Zone errichteten – deutschen Spruchgerichten siehe Heiner 
Wember: Umerziehung im Lager. Internierung und Bestrafung von Nationalsozialisten in der britischen 
Besatzungszone Deutschlands, Essen 1991/2007. 

58 � Zahlreiche Leumundszeugnisse, BA Koblenz, Z_42_VI_607 (Spruchgerichtsakte Coors), pag. 23, 27–76.

ten Anerkennung, Coors sei ein kompetenter, gemäßigt auftretender und gerechter national-
sozialistischer Bürgermeister gewesen. 

Unterschied Coors möglicherweise zwischen deutschen „Volksgenossen“ und machtlosen 
Anderen? Diese Erklärung würde jedenfalls zum Muster der propagierten NS-Volksgemein-
schaft passen: Auf der einen Seite verhieß sie ein harmonisches Zusammenrücken der „ari-
schen Volksgenossen“, also derjenigen, die dazugehören sollten, und auf der anderen Seite 
ging es um das Ausgrenzen, ja Ausschließen der abgelehnten Anderen.51 

51 � Vgl. Frank Bajohr, Michael Wildt (Hrsg.): Volksgemeinschaft. Neue Forschungen zur Gesellschaft des 
Nationalsozialismus. Für Schleswig-Holstein: Danker/Schwabe 2022, S. 172–247.

Ausländische Arbeitskräfte treten mit „besonderer Frecheit“ aus, fident Bürgermeister Coors und fordert 
„rücksichtslos mit längeren Haftstrafen an Wochentagen gegen die Polen“ vorzugehen. Auszug aus dem 
Protokoll der „Bürgermeisterbesprechung“ mt Landrat Duvigneau am 20.6.1941. (Bildnachweis: 
Sign_163.3, StadtA Wedel)

Karl Coors, gezeichnet von einem Mithäftling im Inter-
nierungslager Neumünster-Gadeland 1946. (Bildnach-
weis: Seifert, Pinneberg zur Zeit des Nationalsozialis-
mus, S. 362) 
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chen, aber die Rückkehr in die Rolle als Verwaltungschef verwehrt; zeitweise arbeitete er dar-
auf als Bezirksdirektor der Provinzial.61 – Die Bürgermeisterrolle – respektive nach britischem 
Recht die des Stadtdirektors – wäre auch an der politischen Mehrheit in der Stadtvertretung 
gescheitert.62 

Über Jahre muss Coors um seine Versorgungsbezüge prozessieren.63 Es geht dabei nicht 
darum, ob sie gezahlt werden, sondern von wem, Pinneberg oder Elmshorn. Es ist auch vom 
Nachfolger Glissmann verantwortete juristische Trickserei im Spiel, die Coors‘ Gesundheit ab-
träglich ist. 1950 aber geht Pinneberg dann fair in Vorkasse, verliert 1952 schließlich auch die 
juristischen Auseinandersetzungen und zieht die zunächst eingelegte Berufung zurück.

Coors verbitterte in diesen Jahren. Nach dem Tod im Jahr 1958 erhielt er ein städtisches 
Ehrengrab. Möglicherweise begriff man das als eine späte Wiedergutmachung der Stadt…

Fazit 

Die nationalsozialistische Berufsbiografie von Karl Coors lässt sich beschreiben als Profilierung 
eines spät zur „Bewegung“ Gestoßenen auf Kosten Schwächster, die verbunden war mit breiter 
Achtung als guter und gemäßigter Verwaltungschef gegenüber deutschen „Volksgenossen“.

In dieser Janusköpfigkeit erscheint Coors als ein nicht untypischer Akteur der NS-Volksge-
meinschaft.

Seine Rehabilitation sowie späte Ehrung können als charakteristisch für personelle Reinte-
gration und Kontinuität der jungen Bundesrepublik gelten.64 

61 � Antrag auf Wiederverwendung 18.3.1949; finale Entnazifizierungsentscheidung 1.12.1949 (Gruppe 5 
entlastet), StadtA Pinneberg, Personalakte Coors (pag. 146, 384); Werbeschreiben der Provinzial 1.1950, 
StadtA Pinneberg, Sondersammlung Coors (pag. 40).

62 � 1950 gab es in bürgerlichen Kreisen die – aussichtslose – Überlegung, ihn als Kandidaten aufzustellen. 
Vgl. Seifert 2000/2014, S. 363f. 

63 � Zahlreiche Dokumente und Vorgänge zum Verfahren in StadtA Pinneberg, Personalakte Coors, u. a. das 
Verwaltungsgerichtsurteil vom 11.3.1952 (pag. 459–469), Berufung vom 29.8.1952 (pag. 276), 
Rücknahme benannt in Schreiben an Innenminister 13.3.1953 (pag. 471).

64 � Vgl. beispielsweise Norbert Frei: Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die 
NS-Vergangenheit, München 1996. Für Schleswig-Holstein: Danker/Schwabe 2022, S. 468–497.

sie Bekannte um „Persilscheine“ baten und natürlich nur einreichten, was passte. Gleichwohl 
sprach es für Coors, dass ihm wichtige Sozialdemokraten, die bis 1933 und wieder ab 1945 in 
Pinneberg wirkten, ehrlich beisprangen. Das Spruchgericht Bielefeld verurteilte Coors als 
Amtsträger der NSDAP und wegen seiner beruflichen Kenntnis der NS-Verbrechen zunächst zu 
einer Geldstrafe, (QUELLE 9 Verfügung 24.10.1947) sprach ihn Anfang 1948 aber in zweiter 
Instanz frei. (QUELLE 10 SG-Urteil 21.1.1948) 

Coors betrieb jetzt seine Entnazifizierung und versuchte, Einsicht zu demonstrieren: „So gab 
es viele Mitläufer, die sich im Laufe der Zeit innerlich von der Partei entfernten, äußerlich aber 
das Gesicht waren mussten. … Diese Menschen haben die letzten zwölf Jahre als größten poli-
tischen Irrtum aus ihrem Leben gestrichen. Sie müssen dennoch die Folgen tragen, sind aber 
willig zur Mitarbeit an einem demokratischen Wiederaufbau in Deutschland. Zu Ihnen gehöre 
ich auch.“59 Im Entnazifizierungsentscheid, der im März 1949 tatsächlich zunächst auf Kate-
gorie IV „Mitläufer“ lautete und erst in der Berufung im Dezember 1949 zur Umgruppierung 
auf V „entlastet“ führte,60 wurde ihm ausdrücklich der Anspruch auf volle Bezüge zugespro-

59 � Coors an EN-Ausschuss 20.4.1948, StadtA Pinneberg, Sondersammlung Coors (pag. 123–126). Hier 
zitiert nach Seifert 2000/2014, S. 351.

60 � Siehe oben QUELLE 3.

Das Leumundszeugnis aus der Feder des alten Sozialdemokraten (und Nachkriegsbürgermeisters) Ri-
chard Köhn für den inhaftierten Coors vom 28.3.1947. (Bildnachweis: Spruchgerichtsakte Coors, Z_42_
IV_607, BA Koblenz) 
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Inzwischen Mitglied der wiedergegründeten SPD und breit unterstützt von Repräsentanten 
der lokalen Politik, kehrt Glissmann 1946 ins Rathaus zurück, wird 1947 als „entlastet“ ent-
nazifiziert, 1949 zum Stadtdirektor gewählt und wirkt von 1950 bis 1963 sehr erfolgreich als 
Bürgermeister.

1932 bekennender Demokrat

Glissmann gab nach 1945 an, er habe 1932 mit der örtlichen SPD über einen Beitritt verhan-
delt, er sei auch Mitglied in der demokratischen Republikschutzorganisation „Eiserne Front“66 
geworden, habe also aktiv die Weimarer Demokratie verteidigen wollen.67 

In seine beiden Entnazifizierungsverfahren 1945 und 1946/47 brachte Glissmann zahlrei-
che Leumundszeugnisse von lokalen Politikern ein, die als überwiegend glaubhaft einzuord-
nen sind. Insbesondere einige Sozialdemokraten kannten ihn seit Jahrzehnten. Auf seinen 
Wunsch hin äußerten sie sich in kurzen Texten. (QUELLE 1 Drei sozialdemokratische Leumunds-
zeugnisse) Der Drahtweber Heinrich Sellmann, ehemaliger KPD-Stadtverordneter 1928–1930, 
dann Wechsel zur SPD und bis 1933 örtlicher Vorsitzender des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (ADGB), sozialdemokratischer Stadtrat 1946–1952,68 bestätigte Glissmann die 
Mitwirkung in der „Eisernen Front“ sowie damals erörterte Eintrittsabsichten in die SPD.69 Auch 
Johannes von der Heide, SPD-Stadtrat von 1919 bis 1933, bezeugte Glissmanns Rolle in der 
Republikschutzorganisation und dessen Interesse an einem SPD-Eintritt: „Aus unseren Kreisen 
wurde Ihnen damals angeraten, mit Rücksicht auf die Entwicklung der Politik davon Abstand zu 
nehmen. Ihnen und uns war mehr damit gedient, dass sie 1933 im Amt blieben.“70 Noch deut-
licher stellte Glissmann selbst 1946 sein damaliges demokratisches Engagement heraus.71

Die Bewertung ist nicht ganz einfach: Denn formale Mitgliedschaften hatte es in der „Eiser-
nen Front“ nicht gegeben und Mitwirkende in diesem zur Verteidigung der Weimarer Repub-
lik gebildeten Bündnis kamen aus der SPD, dem (sozialdemokratischen) „Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold“, den Freien Gewerkschaften oder dem Arbeiter-Turn- und Sportbund; alle-
samt Verbände, denen Glissmann nicht angehörte. Auch werden örtliche Sozialdemokraten 
1932 nicht so hellseherisch gewesen sein, dass sie auf einen lokalen Spitzenbeamten in der 
bevorstehenden NS-Diktatur setzten und deshalb vom kompromittierenden SPD-Beitritt ab-
rieten. Diese Leumundszeugnisse sind im Konkreten also recht schief. Dennoch erscheinen sie 
im Kern als glaubhaft. Für die Vertrauenswürdigkeit spricht bei genauer und quellenkritischer 
Lektüre nämlich, dass diese „Persilscheine“ bezogen auf Glissmanns spätere Hinwendung zur 
NSDAP und zu seiner Rolle in Riga zurückhaltend, ja erkennbar vorsichtig formuliert sind. 

66 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 74ff, 91. Zur „Eisernen Front“ siehe: https://www.dhm.de/lemo/kapitel/
weimarer-republik/innenpolitik/eisernefront (letzter Aufruf 19.6.2025).

67 � Entnazifizierungsfragebogen 25.4.1946, S. 9, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, 
pag.10).

68 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 23.
69 � Leumundszeugnis Sellmann 23.8.1945, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 29).
70 � Leumundszeugnis von der Heide 8.1945, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 

30; auch: pag. 37).
71 � Anmerkungen Fragebogen 25.4.1946, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 27).

4. Henry Glissmann (1898–1966)

65 � Quellen zur Berufsbiografie von Henry Glissmann: StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I (493 S.); 
StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann II (138 S.); StadtA Pinneberg, Glissmann Aktenteile 
1936_1944 (9 S.); BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann 25 S.); BA Berlin R_92_170 (GenK 
Lettland, Auszug 5 S.); BA Berlin R_92_250 (GenK Lettland, Auszug 3 S.); LASH Abt. 460.9, Nr. 100 
(Entnazifizierung Glissmann, 55 S.); LASH Abt. 605, Nr. 13605 (Ordensakte Glissmann, 21 S.). 

   �   Literatur: Johannes Seifert: Pinneberg zur Zeit des Nationalsozialismus, Pinneberg 2000/2014); 
Johannes Seifert: Die britische Militärregierung in Pinneberg 1945–1951, in: Geschichtswerkstatt VHS 
Pinneberg: Pinneberg 1945, Pinneberg 1996, S. 26–85; Klaus May: Politischer Neuanfang in Pinneberg 
nach dem Kriegsende 1945, in: Geschichtswerkstatt VHS Pinneberg: Pinneberg 1945, Pinneberg 1996, 
S. 86–137; Dieter Borchardt (Hrsg.): 1945 – Neubeginn in Pinneberg. Erinnerungen des Pinneberger 
Kommunisten Artur Stehr, Pinneberg 2025.

   �   Formale Daten zur Biografie: Personalbogen, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann II, pag. 3–8. Alle 
konkreten weiteren Belege im Folgenden.

Kurze Berufsbiografie von Henry 
Glissmann65

Henry Glissmann (1898–1966), Kriegsteilneh-
mer im I. Weltkrieg, steigt nach Lehre und Tä-
tigkeit beim linksliberalen Anwalt und MdR 
Felix Waldstein bis 1926/28 zum Leitenden 
Beamten der Stadtverwaltung Pinneberg auf. 
Der Vater von sechs Kindern vertritt in Pinne-
berg den Verband der Kommunalbeamten 
und ist geachtet in allen politischen Lagern. 

In der Endphase der Weimarer Republik 
zählt Glissmann in Pinneberg zu den beken-
nenden Demokraten, wird bei der Machtüber-
nahme der Nationalsozialisten 1933 jedoch 
im Amt belassen. Glissmann passt sich an und 
tritt 1937 der NSDAP bei. 

Um dem (erneuten) Kriegsdienst zu entge-
hen, bewirbt er sich 1942 nach Riga in das 
„Reichskommissariat Ostland“, das deutsche 
Besatzungsregime im Baltikum. Dort ist er zu-
ständig für die Betreuung der deutschen und 
lettischen Mitarbeiter der Dienststelle des Ge-
neralkommissars für Lettland. Nach kurzem 
förmlichen Wehrdienst 1945 gerät Glissmann 
in britische Kriegsgefangenschaft, verbleibt nach der Entlassung im „Wartestand“ und wird 
Ende 1945 von den britischen Besatzern als belastet aus dem Verwaltungsdienst entlassen. 

Der 17jährige Lehrling Henry Glissmann, im  
Pinneberger Tageblatt abgedruckt in den 1960er 
Jahren. (Bildnachweis: Personalakte Glissmann, 
StadtA Pinneberg) 
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Steine auf sein Haus geworfen, wobei Fenster zu Bruch gingen. Diese Steine, so Glissmann 
1946, verwahre er immer noch.72 – Auch diese Erinnerung erscheint glaubhaft. Insbesondere 
für das Frühjahr 1933 sind derartige, oft durch alkoholisches „Vorglühen“ im SA-Vereinslokal 
verstärkte, Gewaltmaßnahmen gegen „politische Gegner“ sehr zahlreich dokumentiert.

Jedenfalls genoss Glissmann in der Endphase der Republik in Pinneberg sogar bei Kommu-
nisten Ansehen. Der Kommunist August Stehr führte später als Zeitzeuge aus: „Aus dieser Zeit 
(ca. 1932, UD) hatten ihn die Pinneberger Kommunisten in guter Erinnerung. Er hat geholfen, 
wo er konnte. Es gab keinen Kommunisten in Pinneberg, der was gegen Henry Glissmann hat-
te. Dann wurde er Goldfasan bei den Nazis, …“73

1933 im Amt belassen

Als Hitler am 30. Januar 1933 zum Kanzler einer Koalitionsregierung aus Nationalsozialisten 
und Deutschnationalen ernannt wurde, begann ein radikaler, gewalttätiger und tiefgreifender 
politischer Herrschaftswechsel, der den Alltag der „deutschen V olksgenossen“ veränderte und 
sie oft auch zu persönlichen Reaktionen, Positionierungen und Bekenntnissen nötigte.74 

Im März 1933 setzte die Machtübernahme auf örtlicher Ebene ein: Magistrate traten zurück, 
Bürgermeister verloren ihre Ämter. Gerade gewählte Kommunisten wurden gar nicht geladen, 
viele Sozialdemokraten zum Verzicht genötigt, nach dem SPD-Parteiverbot am 22. Juni ohne-
hin. Bürgerliche Abgeordnete schlossen sich meist der „nationalen Bewegung“ an einzelne 
schieden aus. Deutschnational gesinnte Landräte, Bürgermeister und Spitzenbeamte verblie-
ben meist im Amt; ideologisch waren die Differenzen ohnehin gering. Parallel zur öffentlichen 
Verwaltung entstanden Parteibürokratien: Landräte mussten mit NSDAP-Kreisleitern kooperie-
ren, Bürgermeister mit Ortsgruppenleitern. Dieser Dualismus konkurrierender paralleler Ver-
waltungen blieb Teil des NS-Herrschaftsmodells.

Und der öffentliche Dienst geriet zum Beuteobjekt: Das Gesetz zur „Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ vom 7. April 1933 bot die Handhabe, Verwaltungen von missliebigen 
Personen zu „säubern“, insbesondere Juden und ausgewiesene Republikaner zu entlassen. 
Die meisten Angehörigen des öffentlichen Dienstes galten als unpolitisch oder national-kon-
servativ/deutschnational. Sie verblieben in ihren Positionen, viele von ihnen strebten nun in 
die NSDAP. Beflissen stellten sich Verwaltungen und Bildungseinrichtungen um, Polizei und 
Justiz mit besonderem Eifer. Die NS-Herrschaft war jedenfalls auf die Mitwirkung der öffentli-
chen Institutionen angewiesen, was auch für die lokale Ebene galt.

Das bildete die Rahmenbedingungen auch für Pinnebergs Leitenden Beamten, Stadtober-
inspektor Henry Glissmann. Er ist bei den örtlichen Nationalsozialisten umstritten; das ist ihm 
klar, natürlich auch dem überschaubaren Milieu örtlicher Politik und Verwaltung. Würde man 
ihn entlassen und ersetzen, oder würde man seine professionelle Kompetenz für die neue 
Herrschaft zu nutzen versuchen?

72 � Anmerkungen Fragebogen, wohl 1945; Eingabe Glissmann 10.4.1946, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 
(Entnazifizierung Glissmann, pag. 33, 17) (QUELLE 3).

73 � Borchardt/Stehr 2025, S. 6.
74 � Vgl. auch zum Folgenden: Uwe Danker, Astrid Schwabe: Volksgemeinschaft in der Region. Schleswig-

Holstein und der Nationalsozialismus, Husum 2022, S. 73–113.

Es wird wohl so gewesen sein, dass Henry Glissmann 1932 ehrlich um den Fortbestand der 
Demokratie besorgt war, die Nähe zum sozialdemokratischen Milieu suchte und fand; auch 
mag er am Rande an Demonstrationen der „Eisernen Front“ mitgewirkt haben. 

Weil er – 1932 oder 1933 – das Hissen der nationalsozialistischen Hakenkreuzfahne vor dem 
der Stadt gehörenden Lokal „Stadt Hamburg“ untersagte, hätten SA-Angehörige im Juni 1933 

Das für Glissmann ausgestellte  Leumundszeugnis des Sozialdemokraten Johannes von der Heide aus 
dem August 1945. (Bildnacheis: Entnazifizierung Glissmann, LASH Abt. 460.9, Nr.100)
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Erkennbar funktionierte Glissmann im Sinne der Nationalsozialisten als Leitender Beamter 
einer lokalen Verwaltung, die etwa durch Ordnungs- und Meldebehörden und auch Standes-
ämter die Unrechtsherrschaft repräsentierte und mittrug,84 die Juden sowie Behinderte er-
fasste und auslieferte, Kriegsvorbereitungen tätigte, den ausländischen Zwangsarbeitereinsatz 
organisierte, die tatenlos zusah, wenn die örtliche NS-Bewegung Angst und Schrecken ver-
breitete, politische Gegner jagte, Prangermärsche veranstaltete, Konzentrationslager nutzte.85 
Um seine berufliche Rolle zu behalten, vollbrachte Stadtoberinspektor Glissmann also im Sym-
bolischen wie im Realen massive Anpassungsleistungen. Im Rahmen seiner späteren Entnazi-
fizierung verwandte er viel Aufwand darauf, seine angeblich beibehaltene Distanz und sein 
reales Wirken zusammenzuführen. (QUELLE 3 Eingabe Glissmann 10.4.1946)

Wie will man diese Anpassung beim Herrschaftswechsel bewerten? Wo wären Grenzziehun-
gen nötig, wurden Grenzen erreicht oder überschritten? – Fragen, die sich sehr, sehr viele An-
gehörige des öffentlichen Dienstes 1933 und in der Folgezeit stellen mussten bzw. hätten 
stellen können.

84 � Vgl. die Ausführungen im Abschnitt 3. des Beitrags über Karl Coors. 
85 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 107–129, 233-251.

Auch gegen Glissmann begann ein Verfahren nach dem Gesetz zur „Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“.75 Darin wurde er ausdrücklich als „politisch unzuverlässig“ bezeichnet 
und ein längeres Prüfverfahren eingeleitet.76 Man verlangte – und Betroffene leisteten auch 
von sich aus – demonstrative Anpassungsschritte, die aus nationalsozialistischer Perspektive 
der Bewährung dienen sollten. Eine von Glissmanns neuen „Leistungen“ war, dass er den seit 
1923 amtierenden sozialdemokratischen Bürgermeister Wilhelm Burmeister zum Rücktritt 
bewegte.77 Der „Verband der Kommunalbeamten und -angestellten Preußens“ erließ eine Er-
gebenheitsadresse an die NS-Bewegung; Glissmann als örtlicher Vorsitzender trat zurück und 
wurde sofort wiedergewählt.78 Wie andere städtische Bedienstete auch erklärte Glissmann 
seine Treue zur neuen Führung, fand mit dem einflussreichen Rechtsanwalt und NSDAP-Orts-
gruppenführer Franz Baselli einen nationalsozialistischen Befürworter;79 es gab für ihn auch 
keinen hinreichend professionellen Ersatz, zumal der neue NS-Bürgermeister Heinrich Back-
haus über keinerlei Verwaltungserfahrung verfügte.80 

Glissmann kann die Funktion des wichtigsten städtischen Beamten weiter ausüben. Aber 
manche Nationalsozialisten begegnen ihm weiterhin misstrauisch und unfreundlich. Den – 
realen und gefühlten – Druck beantwortet Glissmann mit Profilierung, mit massiver Anpassung 
an die neue Zeit: 1933 zeichnet er eine Fördermitgliedschaft der SS, was oft eine Ausgleichs-
maßnahme jener darstellt, die es bis zur Mitgliedersperre vom 1. Mai 1933 verpasst haben, der 
NSDAP beizutreten. Nach der Lockerung der Aufnahmebegrenzung 1937 wird auch Glissmann 
Parteigenosse mit der Mitgliedsnummer 5.443.840;81 und zwar – wenngleich spät hinzugesto-
ßen – als reguläres Mitglied und nicht nur als Anwärter, wie von ihm später behauptet.82 

Er gehört fortan dazu. Als er sich 1942 nach Riga bewirbt, bescheinigt ihm Bürgermeister 
Karl Coors nicht nur fachliche Kompetenzen und erfolgreiches Wirken, sondern erklärt ihn mit 
Verweis auf den NSDAP-Ortsgruppenleiter ausdrücklich auch für „politisch zuverlässig“.83 
(QUELLE 2 Freigabe und Beurteilung)

75 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 118f.
76 � Vorgänge dazu finden sich nicht in der Personalakte von Glissmann, die nach offizieller Auskunft der 

Stadtverwaltung Pinneberg aus dem Jahr 2023 „um mindestens die Hälfte des Inhalts beraubt“ sei: DS 
23_328_01. Ehemalige Paginierungen der Akte zeigen, dass sie in Teilen durcheinandergeraten ist und 
vor allem erhebliche Verluste eingetreten sind. Beides lässt sich kaum mit einem liederlichen 
behördlichen Umgang (außerhalb des städtischen Archivs, das sei betont) erklären, sondern legt auch 
den Verdacht nahe, dass von interessierter Seite – von wem, wann und aus welchem jeweiligen Motiv 
auch immer – „Aktenbereinigungen“ stattfanden. Jedenfalls fehlen – bezogen auf die interessierenden 
Zeiträume Weimarer Republik und NS-Zeit – einige Selbstäußerungen, Beurteilungen, Konflikte und 
insbesondere das Verfahren nach dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. 
Abgesehen vom letztgenannten Verfahren erscheinen die Verluste als inhaltlich wenig relevant, denn sie 
lassen sich andere Teile der Akte und durch andere Fundstellen ausgleichen. Bezogen auf die unzurei-
chende Dokumentation der Tätigkeit von Glissmann in Riga siehe unten Fußnote 96.

77 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 98ff.
78 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 96.
79 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 118; zu Baselli: ebenda, S. 64.
80  �Eingabe Glissmann 10.4.1946, S. 2, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 18) (QUELLE 3)
81 � StadtA Pinneberg, Kopie der Karteikarte aus dem Bundesarchiv Berlin; Personalfragebogen 10.9.1942, 

BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann, pag. 6).
82  �Entnazifizierungsfragebogen 25.4.1946, S. 6, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 7).
83 � Briefkonzept 1.6.1942, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I (pag. 49).

Henry Glissmann gilt aus der Sicht der  
örtlichen NSDAP-Führung als „politisch  
zuverlässig“ und wird für den Einsatz im  
„Ostland“  freigestellt. (Bildnachweis:  
Personalakte Glissmann, StadtA Pinneberg; 
Transkript Uwe Danker) 
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nen. Um, wie er später ausführen würde, „der Heranziehung zum Parteidienst“ zu entgehen 
und, „da mir militärische Dinge nicht liegen“, 89 bewarb sich Glissmann zur Zivilverwaltung des 
besetzten Baltikums nach Riga.90 

Hier bestand das „Reichskommissariat Ostland“, eine 1941 errichtete zivile Besatzungsherr-
schaft, die die baltischen Länder und große Teile Weißrusslands umfasste – und langfristig Teil 
der gigantischen Generalplan-Ost-Planungen war. Aktuell ging es darum, durch Ausbeutung 
von Menschen und Ressourcen den deutschen Vernichtungskrieg im Osten, der ins Stocken 
geraten war, zu finanzieren: Beispielsweise Ölgewinnung aus Schiefer und landwirtschaftliche 
Produktionen, Rekrutierung von Zwangsarbeitenden für das Reich und vor Ort, vor allem aber 
die Ermordung der hier angetroffenen und aus dem Reich, nicht zuletzt auch aus Schleswig-
Holstein hierher deportierten Juden. Hundertausende, die von Einsatzgruppen aus deutschen 
Polizisten und baltischen Freiwilligen erschossen wurden. Die Zivilverwalter waren nicht direk-
te Mordakteure, aber sie organsierten im Hintergrund mit, verwalteten furchtbare Gettos und 
verwerteten Raubgüter.91

Vom Reichsministerium für die eroberten Ostgebiete gesteuert, war zum Reichskommissar 
zusätzlich ernannt worden Schleswig-Holsteins Gauleiter und Oberpräsident Hinrich Lohse. Er 
nahm zahlreiche Verwaltungsspitzen – Landräte und Kreisleiter – mit, die wiederum viele ein-
fache Verwaltungskräfte. Kreisleiter Paulsen und der Spitzenfunktionär Theodor Fründt aus der 
Region Pinneberg zählten dazu, als Gebietskommissar respektive Abteilungsleiter in der Zen-
trale fraglos verstrickt auch in die Mordaktionen der Shoa.92 

Glissmann will eigentlich in die Kämmerei der Stadt Riga,93 wird aber angefordert von der 
Abteilung „Zentrale Verwaltung und Personal“ des Generalkommissars für Lettland Otto-Hein-
rich Drechsler, des Bürgermeisters aus Lübeck. Ausgestattet mit Parteiuniform und Handfeuer-
waffe arbeitet er in der Abteilung II Z B, Beschaffung und Gefolgschaftsbetreuung,94 ist also 
zuständig für die Betreuung des deutschen und des kollaborierenden lettischen Personals in 
der Behörde von circa 280 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. (QUELLE 4 Glissmann Riga 
1942) Das war zunächst – und von ihm auch in der Entnazifizierung immer wieder vorgebracht 
– eine völlig unpolitische Verwaltungsarbeit.95 Inwieweit Glissmann aber möglicherweise 

89 � Eingabe Glissmann 10.4.1946, S. 4, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 20) 
(QUELLE 3).

90 � Glissmann an GK Riga 21.8.1942, BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann, pag.12); vgl. Seifert 
2000/2014, S. 329.

91 � Zur Besatzungsherrschaft im Reichskommissariat Ostland beispielsweise: Uwe Danker: Die „Zivilverwal-
tung“ des Reichskommissariats Ostland und der Holocaust. Wahrnehmung, Rolle und „Verarbeitung“, 
in: David Gaunt, Paul A. Levine, Laura Palosuo (Hrsg.): Collaboration und Resistance During the 
Holocaust. Belarus, Estonia, Latvia, Lithuania, Bern 2004, S. 45–76.; Sebastian Lehmann, Robert Bohn, 
Uwe Danker (Hrsg.): Reichskommissariat Ostland. Tatort und Erinnerungsobjekt, Paderborn 2012.

92 � Umfängliche Ausführungen: Uwe Danker: Der gescheiterte Versuch, die Legende der „sauberen“ 
Zivilverwaltung zu entzaubern. Staatsanwaltschaftliche Komplexermittlungen zum Holocaust im 
„Reichskommissariat Ostland“ bis 1971, in: Bohn, Robert (Hrsg.): Die deutsche Herrschaft in den 
„germanischen“ Ländern 1940–1945, Stuttgart 1997, S. 159–185. Vgl. Seifert 2000,2014, S. 293f, 327f.

93 � Diverse Vorgänge, BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann, pag. 8, 12, 20, 14).
94 � BA Berlin R_92_170 (GenK Lettland); Berlin R_92_250 (GenK Lettland).
95 � Anmerkungen Fragebogen, wohl 1945; Eingabe Glissmann 10.4.1946, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 

(Entnazifizierung Glissmann, pag. 34, 20f.) (QUELLE 3).

Rolle im Reichskommissariat Ostland 

Glissmann, der ja über Kriegserfahrung verfügte und seit 1937 wieder einen Wehrpass hatte,86 
musste 1942 befürchten, wie 20 Prozent seines Jahrgangs87 eingezogen zu werden. Aktionen 
zum Aufspüren von Reserven, etwa die „Aktion Heldenklau“ des beauftragten Infanteriegene-
rals Walter von Unruh, wurden forciert. Als Leitender Beamter drohte Glissmann seine vor dem 
Kriegsdienst schützende Unabkömmlichkeit88 zu verlieren, schon deshalb, weil der verwal-
tungserfahrene Bürgermeister Coors vor Ort war und seine Geschäfte hätte übernehmen kön-

86 � Personalfragebogen 10.9.1942, BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann, pag.6).
87 � Vgl. https://www.lexikon-der-wehrmacht.de/Soldat/Wehrdienst.htm (letzter Aufruf 17.6.2025). 
88 � Personalfragebogen 10.9.1942, BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann, pag.6).

Transkript (UD) StadtA Pinneberg Personalakte Glissmann 1, pag 49f.
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von einer Art „Wehrersatzdienst“ sprechen. Dem Zeitzeugen Klaus May kam Gliss-
mann bei einem Besuch in Riga allerdings als sehr bedeutend vor: „Er muss sozu-
sagen der Stadtkommandant von der Partei gewesen sein, in seiner ‚Goldfasan‘-
Uniform und mit einem Riesenbüro. Er sorgte auch dafür, dass ich nicht mit einem 
Personenzug, sondern mit dem D-Zug zurückfahren konnte.“98 – Allerdings konn-
ten Büro und Uniform einen damals 15-Jährigen gewiss leicht beeindrucken; 

diese Erinnerung sollte nicht überbewertet werden.
Die überlieferte Planung des Reichsministeriums für die besetzten Ostgebiete vom Juni 

1944, Glissmann – verbunden mit einer Sonderzulage – noch zum „Verwaltungsführer“ im 
Generalkommissariat zu ernennen,99 wurde aufgrund des Frontverlaufs und des Abzugs der 
Besatzungsverwaltung nicht mehr umgesetzt. (QUELLE 5 Vorgang 24.6.1944) Der Vorgang 
sagt aber immerhin aus, dass er zur vollen Zufriedenheit der Besatzungsverwaltung gearbeitet 
hat. 

Es muss am Ende offenbleiben, ob und wie problematisch die konkrete Tätigkeit von Gliss-
mann in Riga war. Es kann sein, dass er ein völlig unpolitischer Verwaltungsakteur gewesen 
ist, dem nichts vorzuwerfen wäre; es kann jedoch auch sein, dass er durch seine Funktion 
beispielsweise in Verwertungsvorgänge von Raubgut verwickelt war.

Eines ist hingegen klar: Auch wenn die meisten Mordaktionen bereits vorher stattgefunden 
hatten, Glissmann konnte vor Ort der Schrecken der Shoa nicht verborgen geblieben sein. 
Denn hier fanden die „Aktionen“ öffentlich und förmlich in Sichtweite der Besatzer statt.100 

  98 � Zitiert nach Seifert 2000/2014, S. 330.
  99 � Regierungspräsident an Bürgermeister Pinneberg 24.6.1944, StadtA Pinneberg, Glissmann Aktenteile 

1936_1944, pag. 8.
100 � Genaue Erläuterungen: Uwe Danker: Hinrich Lohses Riga: Die Zentrale der „Zivilverwaltung des 

durch „Sonderzuteilungen“ an der verwaltungsmäßigen Verwertung jüdischen Raubgutes, 
das zum Teil auch an Personal der Verwaltung ging, beteiligt war, lässt sich nicht sagen. Die 
Quellenlage über seine Tätigkeit ist unbefriedigend: Sowohl seine umfänglichen Personalak-
ten in Pinneberg als auch die sehr dünne Personalakte aus dem Generalkommissariat liefern 
keine belastbaren Informationen.96

Glissmanns Tätigkeit in Riga stellte keinen Aufstieg dar.97 Er bezog das identische Gehalt 
weiter, und zwar von der Stadt Pinneberg, der es das Ostministerium erstattete. Man kann also 

96 � StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I; StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann II; StadtA 
Pinneberg, Glissmann Aktenteile 1936_1944; BA Berlin R_92_PA/254 (P-Akte Glissmann). Zum Zustand 
der Pinneberger Überlieferung siehe oben die Ausführungen in Fußnote 32. Die personenbezogene 
Restüberlieferung des Generalkommissariats im Bundesarchiv Berlin ist unbefriedigend. Ob sehr 
aufwändige Recherchen in nicht digitalisierten Sachaktenbeständen lohnten, darf bezweifelt werden.

97 � Eingabe Glissmann an 10.4.1946; Fragebogen 25.4.1946 S. 10, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizie-
rung Glissmann, pag. 20, 11) (QUELLE 3 + 8); Vermerk 16.12.44, Errechnung der Dienstbezüge, 
Tabellen o.D.; 25.5.1943 Erstattung von Dienstbezügen, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I, 
pag. 89, 297, 393.

Schriftstücke aus Glissmanns Bemühen umd die Versetzung nach Riga aus dem Sommer 
1942 sowie ein Nachweis der Dienstaufnahme im Referat „Beschaffung“ im Dezember 1942. 
(Bildnachweise: Personalakte Glissmann, StadtA Pinneberg; Aktenteile 1936_1944 Gliss-
mann, StadtA Pinneberg; GenK Lettland, R_92_250, BA Berlin)
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Im Oktober 1947 stufte ihn der Entnazifizierungsausschuss in der zweiten Instanz in Kategorie 
V „entlastet“ ein und bestätigte die Wiedereinstellung.111 (QUELLE 8 Entnazifizierung 1946/47) 
Henry Glissmann war jetzt völlig rehabilitiert.

111 � Entnazifizierungsausschuss 18.10./3.11.1947, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, 
pag. 14); Vermerk 21.8.1946, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I (pag. 100).

Diese unmittelbare Kenntnis galt allerdings für alle Zivilverwalter und viele Wehrmachtssolda-
ten. – Das Hineinziehen in Gewaltverbrechen stellte ein Massenphänomen der NS-Herrschafts-
ausübung dar. 

Rückkehr, Entnazifizierung und Wiederaufstieg

Glissmann kann, als er am 30. Juli 1945 aus der Kriegsgefangenschaft freikommt, nicht wieder 
nahtlos anfangen, sondern muss – wegen der Rolle in Riga und ohne Bezüge 101– im Warte-
stand seine (erste) Entnazifizierung abwarten. Das Ergebnis ist im November zunächst die Ent-
lassung durch die Briten, und zwar wegen seiner SS-Fördermitgliedschaft.102 Angeblich auch 
bei den Torfstechern, jedenfalls in einer Süßmosterei103 arbeitend, bemüht er sich um die Re-
habilitation. Auch der deutsche Entnazifizierungsausschuss hält ihn im April 1946 zunächst für 
„untragbar“.104 (QUELLE 6 Entnazifizierung 1)

Ausschussvorsitzender war Richard Köhn, ein bekannter Vertreter der örtlichen Sozialdemo-
kratie aus der Weimarer Zeit, 1933 als Stadtverordneter zurückgetreten und Geschäftsführer 
der AOK entlassen, 1944 ins Konzentrationslager eingewiesen, von den Briten 1945 als Bür-
germeister eingesetzt und bis 1950 im Amt.105 Zugleich aber zählte auch Köhn zur Gruppe von 
mehreren örtlichen Sozialdemokraten, die, wie oben beschrieben, Glissmann für seine Be-
mühungen um Rehabilitation Leumundszeugnisse ausstellten.106 Auf Anfrage der Behörden 
unterstützten zudem auch politische Parteien – laut Aktenlage jedenfalls KPD und SPD107 – 
Glissmann, schließlich erfolgte am 28. Juni 1946 eine beeindruckende Vertrauenserklärung 
der Ratsversammlung: Mit 27 zu 1 votierte man für die Wiedereinstellung des Entlassenen.108 
Die Briten lenkten darauf ein und teilten Glissmann mit, die Entlassungsverfügung werde 
aufgehoben.109 Er kehrte zum 1. September 1946110 auf seinen Arbeitsplatz zurück. (QUELLE 7 
Rehabilitation 1946) 

Reichskommissariats Ostland“ und der Holocaust – eine besondere Nähe, in: Angermann, Nobert/
Mühle, Eduard (Hrsg.): Riga im Prozeß der Modernisierung, Marburg 2004, S. 265–287.

101 � Hauptamt an Gattin 28.7.1945, Vermerk o.D. (Mai 1945), StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I 
(pag. 95f).

102 � „Dismis“ 3.11.1945, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 48).
103 � Fragebogen 25.4.1946, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung Glissmann, pag. 5) (QUELLE 8). Vgl. 

Borchardt/Stehr 2025, S. 6.
104 � Empfehlung Deutscher Entnazifizierungsausschuss o.D. (4.1946), LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazi-

fizierung Glissmann, pag. 16).
105 � Vgl. Seifert 2000/2014, S. 25f., 110, 129f, 341ff., 362ff.; Seifert 1996, S. 42, 50ff.; May 1996, 

S. 97–106. 
106 � Siehe oben QUELLE 1.
107 � Entnazifizierungsausschuss an alle Parteien 7.5.1946, LASH Abt. 460.9, Nr. 100 (Entnazifizierung 

Glissmann, pag. 26).
108 � Gemeindevertretung 28.6.1946, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I (pag. 97); vgl. Seifert 

1996, S. 50.
109 � Schreiben an Glissmann, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I (pag. 99).
110 � Vermerke 26./30.8.1946, StadtA Pinneberg, Personalakte Glissmann I (pag. 102ff.).

Der Entnazifizierungsausschuss hält Glissmann im April 1946 für „untragbar“, bestätigt damit (zunächst) 
dessen Entlassung. (Bildnacheis: Entnazifizierung Glissmann, LASH Abt. 460.9, Nr.100)
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Die von den britischen Besatzern vollzogene Rehablitation des Henry Glissmann.(Bildnachweis: Perso-
nalakte Glissmann, StadtA Pinneberg; Transkript Uwe Danker)

Transkript (UD) StadtA Pinneberg Personalakte Glissmann 1 28.6.1946 pag 97
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